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EIGENTUMSVORBEHALT 

Die Zeitschrift bleibt Eigentum der LATEINAMERIKA- 
NACHRICHTREN GbR, bis sie dem Gefangenen per- 
sönlich ausgehändigt ist. ’Zur-Habe-Nahme’ ist keine 
persönliche Aushändigung im Sinne des Eigentumsvor- 
behalts. Wird die Zeitschrift dem Gefangenen nicht 
persönlich ausgehändigt, ist sie dem Absender unter 
Angabe der Gründe dar Nichteushändigung umgehend 
zurückzusendan. 


Zu diesem Heft 


Lateinamerika 1985: die akuten Verschuldungsprobleme sind 
behoben, die Abkommen mit dem IWF stehen weitgehend. Und 
laut konservativer Berichterstattung hat sich die Demokrati- 
sierungswelle im letzten Jahr fortgesetzt: nach den Wahlen 
in Argentinien nun Wahlen in EI Salvador, in Uruguay und 
sogar in Grenada. Die Wahlen in Nicaragua zählen dabei na- 
türlich nicht! Und wenn man einmal die Entwicklungen in 
Chile, Peru und Bolivien außer acht läßt, dann stimmt das 
mit der Demokratisierungswelle sogar. Wenigstens dem äußeren 
Anschein nach. 


Dauurch, daß man sich an die Verschuldungsdiskussion ge- 
wöhnt hat, daß die Brisanz nicht mehr vorhanden ist (neu- 
deutsch: daß "die Luft raus" ist), dürfte auch das Interesse 
an Lateinamerika etwas zurückgehen. 


Die im Lauf des kommenden Jahres stattfindenden Landtags- 
wahlen, werden wohl die Aufmerksamkeit verstärkt auf die 
Entwicklungen in der BRD richten (Ökologiediskussion, Frie- 
densdiskussion, Strategiediskussion innerhalb der Grünen). 


Die zweite Ära Reagan dürfte es seinen Kritikern schwerer 
machen, ihn einfach in die Ecke der Falken zu stellen. Die 
Hollywood-Strategen basteln an einem neuen Friedensimage 
für ihn. Das wird seine Auswirkungen auch auf Lateinamerika 
haben. 


An diesem Punkt sehen wir unsere besondere Aufgabe als Re- 
daktion dieses Blattes. 


Es könnte ja durchaus sein, daß sich angesichts der sich 
abzeichnenden Tendenzen ein gewisser Eurozentrismus in der 
Alternativ- und Friedensbewegung noch verstärkt. Dem entge- 
genzuwirken, ihn mindestens in Frage zu stellen, betrachten 
wir als unsere selbstgesetzte Pflicht. 


Und so wünschen wir denn allen unseren Lesern - und über- 
haupt - zu Weihnachten und zum kommenden Jahr: 
FRIEDEN ALLEN HÜTTEN! 


4 
URUGUAY 


Demokratie — wie weit? 


Am 25. November wurde in Uruguay nach elf Jahren autori- 
tärer Herrschaft eine neue Zivilregierung gewählt. Soll- 
te es sich das Militär nicht anders überlegen, wird die- 
se Regierung am 1. März 1985 ihr Amt übernehmen. Eindeu- 
tiger Gewinner dieser Wahlen war Julio Sanguinetti, Prä- 
sidentschaftskandidat des Mehrheitsflügels der Colorado- 
Partei. Obwohl das Wahlergebnis der Frente Amplio nicht 
den Erwartungen entsprach, konnte sie ihren Stimmenan- 
teil vergrößern. Klarer Verlierer der Wahl ist die Blan- 
co-Partei. 


DAS WAHLERGEBNIS 


Mit 40,9% war der Wahlsieg der Celorado Partei hüher als 
erwartet. Insbesondere im Landesinneren aber auch in 
Nontevideo übertraf sie fast alle wahlprognvusen. Julio 
Sanguinetti, Präsidentschaftskandidat des konservativ- 
?!iberaler Flügels der Colorado Partei konnte für sirh 
31% der Gesamtstinmen verbuchen und stl1t damit die 
stärkste Regierungsfraktion seit 1942, Bislang verfügten 
die Regierungsfrektionen über Stimmenanteile um 20%. 


Trotz dieses guten Abschneidens wird Sanguinetti eine 
Minderheiteuregierung führen. Ihm gegenüber in der Oppo- 
sitior: stehen die Blancos a die Frente Amplio 
(21,6%), die Union Civica (2,4%) und die rechte Fraktion 
seincı eigener Partei um Parcheco (8,6%). 


Im Gegensatz zur Präsidentschaftswahl, bei welcher der 
Kancidat der stimmenstärksten Frektion aer Wahlsieger- 
partei den Fräsidenterstuhl besetzt und demit die Fe-- 
sierung stellt, wird des Parlament stimmenrpropoertional 
besetzt, Dementsprechend verfügt die Colorado Fartei 

ven BO Abgeordnetersitzen «er Generalversammlung über 
55. Sollte es zu Konflikten zwischer der Exekutive und 
cer Legislative kormen, so würden die 55 Parlamentssitze 
krrapp ausreichen um (lie Handlunrgsfähigkeit der Regierung 
zu garantieren, Stimmen jedoch nur 3 Abgeordnete der 
Coloradofrakticn mit der Opposition, so könnten alle 
Beschlüsse cer Txekutive widerrufen werden, Vor dem 
Hintererund der ideclogischen Zersplitterung der Colo- 
racso Partei ist ein solcher Fall mehr als wahrscheinlich, 
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Der Verlierer dieser Wahl ist die Blanco Partei, Bei Jden 
parteiinternen Wahlen 1982 schlug sie die Colorado Pärtei 
in Montevideo um 3% und im Landesinneren, die eigentliche 
Domäne der Blanco Partei, um €,6%. Bei der nationalen 
wahl blieben die Blancos in Montevideo mit: 27% hinter 

den Colorados (35,9) und der Frente Amplio (33,7%). 

Heute stellen cie Blancos von 19 Länderverwaltungen 
lediglich in 7 den Bürgerm>zister, 1982 waren es noch 15 
und bei. der Wahl 1971, die insgesamt auch die Colorados 
gewannen, besetzten die Blancos immerhin 14 Bürgermeister- 
poster. 


TOTAL NACIONAL 


PARTIDO COLORADO 


EN BLANCO 


40,9% 


UNION CIVICA 


2,4% 


FRENTE AMPLIO 


2:13:6% 


PARTIDO NACIONAL 


34,8% 


Die Frente Amplio konnte ihren Stimmenanteil in den 

zwei Wahlkreisen mit dem höchsten Urbanisierungsgrad 
(Montevideo und Caneloses) um 4% steigern. Im Landes- 
inneren stieg der Stimmenanteil nur um 1%, Damit kennte 
sie im Vergleich zu 1971 4 Parlamertssitze hinzugew'nnen, 
Innerhalb der Frente, die ein Wehlbündnis verschiedener 
linker Parteien darstellt, konnte die eher gemäßigte 
Fraktion um Batalla die mit Abstand meisten Stimrer auf 
sich verbuchen, Im Vergleich zu 1971 kunnte sie ihren 
Stimmenanteil fast verfünfachen, Die zweitstärkste Frak- 
tion ist die kommunistische Partei. Sie erzielte fast 
die gleichen absoluten Stimncs, wie 1971. Die sozialis- 
tische Partei konnte ihre Stimmen verdreifachen, Die 
christdemokratische Partei hat eindeutig Stimmen ver- 
loren, was sich erklärt aus dem parteiinternen Konflikt 
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zwischen der rechten und linken Fraktion dieser Partei, 
der zu Gunsten letzterer entschieden wurde. Auch die 
unabhängigen Linken (IDI) musster schwerwiegende Verluste 
hinnehmen. Während sie un den Kandidaten Erro bei den 
Wahlen 1971 mehr als 25% der Stimnen für die Frente dar- 
stel.ten, liegen sie heute bei nur 7% 


AUSWIRKUNGEN DES WAHLGESETZES AUF DAS WAHLERGEBNIS 


Die mit dem Wahlgesetz (ley de lema) gegebene Möglich- 
keit cer Stimmeraddierung hat wesentlich zum Wahlsieg 
der Colorade Partei beigetrigen. Die Sanguinetli Frak- 
tion konnte sich gegenüber der stärksten Fraktion der 
Gegerpartei durchsetzen, da sie zu ihren eigenen 31% 
die des rechten Kardidaten Pacheco (8,9%) addieren 
koennte, Die stärkste Fraktion der Blancen Partei konnte 
ihrem eigenen Stimmenanteil von 27,4% nur 5,1% der 
rechten Fraktionen hinzufügen, Damit wird deutlich, daß 
diese Wahl durch die rechte Fraktion der Colorado Partei 
entschieder wurde, 


Wenngleich im nationalen Maßstab dieses Ergebnis gerecht- 
fertigt werd .n kann, da Sanguinetti als Präsidentschafts- 
kandicat gegenüber allen Rivalen, ob aus seiner Partei 
oder der Gegenpartei, die me!sten Stimmen bekam, zeigt 
sich bei der Wahl des Bürgermeisters von NMontevidec, 

win das ley de lema zu einem undemokratischen, d,h. dem 
wählerwillen nicht entsprechender Ergebnis führen kann. 
Während der Bürgermeisterkandidat des Sanguinetti Flügels 
nur 22,9% der Stimmer erreichte und damit vom Kandi.dater. 
der Frente Am.lio (32%) und dem der Elanco Partei (25%) 
geschlager wurde, korr.te er dennoch dieses Amt besetzer, 
da seinen Stimmen die der Gegerkandidaten der eigenen 


Part:ci. dazuaddiert wurden, 


HINTERGRÜNDE DIESER WAHL 


Insoweit mehrheitlich cie cppositionellen Flügel der 
unterschiedlichen Parteien gewählt wurden, ist dieses 
Wahlergebnis «indeutig gegen jede Form ven autoritärer 
Herrschaft gerichtet, Die wirklichen Verlierer dieser 
Wahlen sind «cmit diejenigen, die sich in irgendeiner 
Weise eine Fortsetzung des Miljitärregimes in ziviler 
Verkleidung erhofften. 


Der Wahlsieg Sanguinettis und die Stimmenverteilung bei. 
der Blanco Parte?: und auch innerhalb der Frente Amplio 
zeigt, daß eber die gemäßigten Flügel gewählt wurden, 

Vor dem Hirtergrund der Präsenz des Militärs wurcen 

die Fraktioner gewählt, ver d-nen mar sich ein taktisches 
Umgeher mit dem Militär verspricht. Die radikale Oppo- 
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sition hat deutlich die meisten Wahlverluste erlitten, 


Für die Verluste der Blanco Partei waren zwei Dinge ent- 
scheidend. Zum einen zeigte sie sich unfähig pi ogam- 
matische Alternativen aufzuzeigen, Ihre Wahlkampfstra- 
tegie reduzierte sich auf radikaloppusitionelle Gebährden 
und konzentrierte sich in großen Teilen auf die Kampagne 
zur Freilassung von Wilson Frerreira Aldunate. Die Nicht- 
teilnahme an Verhandlungen mit der Militärs, der Vor- 
schlag einer Übergangsregi.erung brachte der Blanco Partei 
zusätzliche Minuspunkte ein, da ihr von vielen die Fähig- 
keit zu realpolitischen Einschätzungen abgesprochen 
wurde, Ihr größter Fehler bestand jedoch darin, gerade 


ver dem Hinteıgrunc der Besond£erheiter des uruguayischen 


Wahlgesetzes, den rechten Fraktionen der eigenen Partei 
keinen Raum zu lassen. Die ideologische Säuberung der 
Blanco Partei, vorangetrieben durch den Sohn Ferreira 
Alcdunates hat dazu geführt, daß viele tra!itionelle 
Wähler der Blanco Partei den rechten Flügel der Colorado 
Partei gewählt haben. Negativ beeinflußt wurde das Wahl- 
ergebnis für die Blanco Partei auch dadurch, daß Wilson 
Ferreira Aldunate nicht Präsidentschaftskandidat des 
Mehrheitsflügels sein konnte, Er wurde erst nach Bekannt- 
gabe des endgültigen Ergebnisses aus dem Geltängnis ent- 
lassene 


Zumarän und Sanguinetti 


—— 


B_- I, 2.0 2 rien ai ern u 
tt Fan 
Das vor dem Hintergrund der Erwartungen ee N 
schneiden der Frente Amplio erklärt ne gae re 
die besonderen Bedingungen, die das Mi En nn n 
Dazu zählen die antikommunistische ce 
offizialistischen Medien, die Aufrechter a u 
Vorbots der Teilnahme an den Wahlen für ze ee 
glieder linker Organisationen, en os 
Wahlen die verbleibenden 700 politischen 0. 
zulassen. Auch die Tatsache, daß sich ee 
tausende von Uruguayern im politischen , Een SER 
hat insbesondere die Linke betroffen, ee 
Partei wirkte sich auch die Tatsache mega ee 
der eigentliche Führer der Frente Ampli.o, 141 
nicht en den Wahlen teilnehmen durfte. 
gungen und dem en 
i © j h sagen, daß es 
We ei en yeah 
daß die Probleme denen 


Vor dem Hintergrund dieser Bedin 
ergebnis in Montev i &° 
der Frerte Amplio gelungen ist,in das 

i is ist ‚arten 
einzubrechen. Es ist zu erwar , : : = 
sich die zukünftige Regierung konfrontiert sehen wird, 
die ideologische Zersplit 
noch stärker akzentuieren werden. 


Lerung der Colorado Partei 


CHILE 


Krieg den Hütten! Friede den Palästen! 


"Die jüngste Repressionswelle, mit der die chilenische 
Militärregierung unter Stautspräsident General Augusto 
Pinrochev auf die wachsende Opposition geantwortet hat, 
zielt vor allem daraul, Jurch unterschieäiiche Beharc- 
luns Gle Armen von deu Keichen zu trennen und das Miß- 
trauen innerhalb der UOppasiticn zu steigern. 

Sür sle Zeit zwischen dem Stireiktag von 30. Oktober kis 
zum Sag vor den Protesttagen vca 27. und 28. November 
1954 kat das Solidaritäbsvikarisat der kaiholischen Kir- 
che Chiles 557 Verbarnungen aus politiscken Grüudeni ge- 
zsähit. Der größte Teil dieser Verbannven wurde in der 
äußersten Norden Uhiles, nach Pisagua gebracht, an ei- 
nen Grt, der sshuon zweimsl traurige Berüumtbkeit erlangt 
het: In den syätei vierziger Jahrer wurden dort die be- 
xauntesten Mltglileser der damals verbotenen Kommunisti- 
sonen Parsel ın einen Acnzentrasiouslager versammelt, 
und nach dem Milltärputisch vch 1975 gab es auch in Pi- 
sugua ein Lager IÜr politische Gelangene. 


eS sich kei dissen Vervanuısen ganz eindeutig um 
pr und Funktionäre ven politiscnaen, gewerkschaftli- 
chen, Kirc' lichen und sczialen Gruppen handelt, ist in 
aer Weltpresse kaum ein Neme einer bestimmten Person 
kekznnvgewörden. Und auch die Solidaritätsgruppen in 
sller Welt sind nicht wie genohnt aufgefordert worien, 
sich für dlesen oder jenen Gewerkschaftsfükrer older Po- 
litiker möslicksv wirksam sinzusetzsen. 


R 


zZ 


Des nätselz LSsung Liegt darin, Gaß es sich bei diesen 
Verkafiteten unä Verbannten der letzien Wochen un Namen- 
icse handelte, um Leute, die nicht nur ar der Basis, in 
den Arbeiter- und Elendsviertelnu Santiagos und Ger an- 
aeren Ssädte arbeitsn, sondern selbst Teil Jisser Basis 
sind. Ihre Namen zinda unter ihnrsesgleicher bekannt, viel- 


leicht noch dem Priester des Viertels oder irgendeinem 
Funktionär, aer die Verbindung zur Zentrale Ger Parvei 
oder Üewerkschall hält. Wie sollen ihre Nanen da nützen? 
Auch die bekannten Tunkticnäre und Führer der linker Up- 


posiiicn und der Chriswdemoxraftien müssen eich natürlich 
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unter den Bedingungen des jetzt geltenden Belagsrungszu- 
standes vorsehen, um nich‘; plötzlich Üpfer der Repres- 
sion zu werden. Aber es ist gana eindeutig, aß sie ge- 
genwärtig nicht das Hauptziel der Polizeimaßnahmen dar- 
stellen. 


An die Stelle der gedämpften Kontrolle der politischen 
Opposition ist die massive Unterdrückung des ärmeren N 

24 g P Br er cı 
Teils der Bevölkerung getreten. Welchen Sinu macht das“ 


DIE KRISE UND ZWEIERLEI OPFER 


Die Razzien, die seil Anfang des Prühlingsmonatbs Noven- 
ber von Polizei, Armee, Luftwaffe und Geheimdienst . 
meinsam durchgeführt werden, gelten in besonderem a 
bestimmten Elendsvierteln, die durch gesteigerte Akti- 
vität an den Tagen des nationalen Protestes Se die 
Militärdiktatur hervorgetreten sind und auch bekannter- 
maßen über eine wirksame interne Organisation 
Dazu gehört beispielsweise das Elendsviertel Be NLORN 
ria sanz im Süden der Hauptstadt, und dazu gel.ören be- 
sonders äie beiden einzigen Siedlungen, die ee 
len Landbesetzungen während der Zeit der Militärdikta- 
+ur hervorgegangen sind und sich - taktisch geschickt, 
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Aber diese Viertel sind nicht die einzigen, die mit Um- 
stellung am frühen Morgen, Durchsuchen aller Hütten, 
Abführen aller jungen Männer, Verhören und allem ande- 
ren, was zu einer Razzia gehört, zu rechnen haben. Es 
sind alle Armen der Statt gemeint, und damit der grös- 
ser@e Teil des Gebiets der Staät. 


Ver allem in Santiago kann man fast die Straßenzüge be- 
nennen, die den einen großen zusammenhängenden Sektor, 
in dem die bessere Gesellschaft residiert, von dem Rest 
der Stadt trennt. Die garze Stadt ist im Vergleich zu 
den meisten Städten der Welt blitzblank und sauber ge- 
putzv, was der Mex$alität der Militärs entspricht und 
durch das Programm der extrem unterbezahl.ten Mindestbe- 
schäftigung möglich ist; nur blinkt im Zentrum, irn Pro- 
videncia, Las Condes und La Reina ein - teilweise noch 
gar nicht kezahlter - ungeheurer Reichtum und in den 
ärneren Vierteln das Nichts, allenfalls beleuchtet vom 
Flimmern des Fernsehens mit seirer Luxuswerbung. 

In einigen Bereichen ist die Grenze nicht so scharf.zu 
ziehen. Es gitt Viertel, in denen sich hesser verdic- 
nende Arteiter und kleine Angestellte mit Intellektu- 
ellen mischen, die den Weg zum einfachen Volk sucken. 
Insgesamt aber war die Trennung der chilenischen Gesell- 
schaft in Reich und Arm in den letzter Jakrzeknten nie 
so direkt greifbar und spürbar wie heute. Bettler und 
straßenverkäufer wagen sich zwar ir die besseren Viertel 
vor, aber sie kennen genau die Grenzen, die sie zu re- 
spestieren haben. Südafrikanische Verhältnisse kann man, 
so zeigt sich, auch chne deutlicha Rassenunterscriede 
haben. 


Der Polizist an der Ecke weiß an Sitz Ger Krawatte, am 
Glanz der Schuhe, am Tonfall der Stimme zu erkennen, ob 
er stramme ader drchende Haltung einzunehmen hat. Br 
wird zunächst den sozialistischen Politiker aus der 

Hish Society gegen mögliche Feinde aus dem Pötbei zu ver- 
teidigen suchen, und andersherum zunächst einem Bettler 


drshend legegnen, selbst wenn dieser ein Anhänger Ger 
Diktatur sein sollte. 

Die politischen Fronten stimkren nämlich nicht mil dieser 
Front zwischen Arm unä Reich überein. Unter deä Armen 
finden sich käufliche Lumpen, die mit Provoxationen und 
Denunzistionen das Geschäft der Diktatur betreiben. Und 
üle Opposition gegen die Diktatur reichs tier in die s0- 
genannten besseren Kreise der Gesellschaft hinein. Man 
nıß sogar feststellen, daß die eigentlich politische 
Klasse, die Klasse der Politiker - in der Diktatur sind 
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Weihnachtsvorbereitungen im reichen Viertel Providencia 


alle Politiker zur Opposition verurveilt - zum reichen 
Teil der Gesellschaft gehört. 


Die Mittelscnhichten, die sich ganz natürlich zum besse- 
ren Teil der Gesellschaft zählen, sind ebenso wie viele 
Unternehmer in der Opposition, weil sie von der Wirt- 
schafltskrise der letzten Jahre hart getroffen wurden 
und darin mit Recht eine Krise des Wirtschaftsmodells 
der Diktatur sehen mußten. Nur wurden sie auf eine an- 
dere Art getroffen als die ärmeren Schichten: 


Die scheinbare Blüte, die das neoliberale Wirtschafts- 
mcedell. der Chicago Boys zwischen 1979 und '1981 erlebte 
und die im wesentlichen durch eine enorme Geldzufuhr, 
sprich: private Verschuldung gegenüber dem Ausland, er- 
möglicht worden war, hatte alle Leute, die einigermaßen 
kreditwürdig waren, in einen wahren Kaufrausch versetzt. 
Vom Fernseher über Fotoausrüstung und Waschmaschine bis 
hin zu Auto und Häuschen war damals plötzlich alles zu 
haben, auch auf Pump. Und so kaufte man. 


Mit dem Zusammenkruck des Booms und der Krise von 1982 
und 1983 fiel der Traum in sich zusammen. Plötzlich war 
es nicht mehr möglich, die Schulden zu bezahlen. Der 
hohe Lebensstandard war nicht mehr zu halten. Man bliek 
reich, aber man hatte die Eceffnung verloren, schnell 
noch reicher zu werden und immer mehr zu konsumieren. 
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Inmitten des Bocns katte sich General Pinochet 19,0 sei- 
ne maßgeschneiderte Verfassung durch Plebiszit bestäti- 
gen lassen. Nach der Ernüchterung durch die Krise waren 
diese Schichten aus der besseren Gesellschaft die ersten, 
die mit wirksamen Protestmaßnahmen Anfang 1985 begannen. 


Sie bedienten sich dazu Ger Mittel, die sie auch einge- 
setzt hatten, um zwölf Jahre vorher gegen die Regierung 
von Salvador Allende zu protesiieren. In den Ihren der 
Linken und der Leute aus den Eienäsvierteln hatte das 
Kocktopfschlasen daher zunächst einen sehr unangenehmen 
Klane. 


Die Armen Chiles warden von der Wirtschaftskrise der 
Jahre 1982/83 in ganz anderer Weise geschlagen. Für sie 
hedeutete der encrne Anstieg Ger Arbeitslosigkeit bei 
gleichzeitigem Fall der Reallöhne den Übergang von dem 
vertrauten normalen Elenä in die nackte Not. Beim Koch- 
topfschlagen der niemals hungernden Reichen konsten sie 
kein Mitleid empfinden, und sc hat es Mitte 1983 seine 
Zeit gedauert, tis die Frotesttage auch in den Elenös- 
vierteln als eigene Angelegenkeit begriffen wurden. 
Dann aber nahm die Protestbewegung dart eine Wucht an, 
die in den besseren Kreisen bald mehr Sorge als Besei- 
sterung hervorrief. 


EINSCHÜCHTERUNG UND ANGST 


Vor allen das Protlem der Gewalt im voliti!schen Kamp: 
macht eine Annäherung der verschiedenen sozialen und 
politischen Krälite innerhalt der Gpp=sition schwierig. 
Dabei sird Gewalt ung Gewaltiosigkeit werizer bewußte 
eisene Einstellungen als Antworten auf gegebene Situa- 
tionen. Die Polizei hat immer feine Unterschieäe zu 
machen gewußt: Den Bürger behandelte sie mit Zreundli- 
chen Worten, den Zerlumpten mit dem Knüppel, und zwar 
gleich von Anfang an. Für den Bürger bedeutet daher 
die Anwendung von Gewalt ein zusätzliches Risiko, also 
ist er von vornherein dagegen. Den Elenden aber trifit 
jie Gewalt ohnehin, wie soll er sich da entscheiden? 


Von den vielen Toten, äie es aus Anlaß der Protesttage 
in den letzten beiden Jahren zu beklagen gab, sind na- 
hezu alle in den ärmeren Berichen uns Leben gekommen. 
Unter ihnen waren viele Kinder, Leute, die gar nicht 
aktiv an den Protesten teilgenommen hatten. Ein fran- 
zösischer Priester wurde in seiner Wohnung während der 
Lektüre der Bibel von einer Kugel getroffen. Wer un- 
ter diesen Umständen dafür eintritt, sich zu wehren, 
der kann über Mangel an Zuhörern nicht klagen. 

Die Kommunistische Partei Chiles hat darin ihre Chance 
gesehen und sammelt nun große Scharen ven arbeitslosen 
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Jugenälichen um sich, die sie noch vcr wenigen Jahren 
mit den Methoden des wissenschaftlichen Sozialismus als 
"Lumpen" abqualifiziert hätte. Das Bild der Partei und 
ihre Sprache werden nicht mehr geprägt von Sen Klasse- 
bewußten Industrie- und Bergarbeitern, sondern von en 
arbeitslosen Jugendlichen, die sich auch schon deshals 
angezogen Zühlen, weil General Pinochet keire Gelegen- 
heit ausläßt, um zu betonen, daß die Kommunisyische Par- 
tei für ihn der Erzfeind ist, das dirch und durch Böse, 


Natürlich haben auch anäere Parteien in den Armen- und 
Elenäsvierteln ihren Anhang, die Christdemokraten, die 
Sozialisten und die wachsende Christliche Linke. Ver 
allem die Kirche behält großen Einfluß, schon weil Gie 
Priester in den Vierteln wohnen und damit eine Art Ver- 
rat an ihrer eigenen Klasse begehen. Neben dem MIR aber 
tritt allein die Kommunistische Partei kewußt für die 
Anwendung von GewalS ein, und sie rechtfertigt sogar 
Taten, die aus Verzweiflung begangen werden und zus Kri- 
minelle grenzen oder sogar direkt kriminell sind wie 
Diebstahl oder Straßenrraud. 


In dieser Kcnstellation sieht nun die Diktatur offenbar 
ihre großs Chance: Indem die Armen insgesamt verdäcktist 
werden, subversiv und <xriminell zu sein, Xkönnen und müs- 
sen sie frontal bekämpft werden. Indem sie frontal te- 
kämpft werder, erfahren Pclizisten und Scldaten die 
Viertel, in denen die Armen wohnen als eine Bedrehung, 
die ihre Existenz rechtfertigt. Indem die sanze Last 

der Repression auf die Armen fällt und sich die Dikta- 
tur segenüber der Opposition aus den besseren Kreisen 
mit der Einschränkung der Pressefreiheit begnüst, sol- 
len sich die Armen als von ihren bessergestellten poli- 
tischen Treunden verraten urd verkavft vorkonnen. 


Vor allem aber geht es Finochet darun, dem reicheren 
Teil der Gesellschaft das Gs£fühl zu vermitteln, in ei- 
ner bedrohten Festung zu leben, in der alle zusanmen- 
halten rüssen. Nicht die Angst vor dem Geheimdienst 
cder der Polizei soll die verärgerten und empörten 
Bürger auf seine Seite ües Schlachtfeldes treiben, saon- 
derr die Angst, daß subversivs und kririnelle Massen 
nicht beim Aufstard gegen die Diktatur haltmachen, son- 
dern den Rasen betreten oder das Auto klauen, das noch 
nicht einmal bezahlt ist oder überhaupt die Trage des 
Eigentums aufwerfen. Schon diskutiert man in manchen 
Salons die Frage, ot die Demokratie überhaupt geeignet 
sei, mit den zu erwartenden Forderungen nach sozialer 
Gerechtigkeit fertigzuwerden. Das ist die Stimmung, die 
Pinochet braucht, um sich seiner Machtbasis sicher zu 
sein, der Generäle und Offiziere nämlich, die ja aus 
diesen Kreisen stammen, 
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Belagerungszustand 
DER FINSTERE MONAT 


Die Verhängung des Belagerungszustandes durch die Militärjunta 
erfolgte am 6, November, just an dem Tag also, als Ronald Reagan 
seine Wiederwahl feiern konnte. Manche Zusammenhänge ergeben sich 
eben rein zufällig. 


Gegenüber dem ohnehin bestehenden Ausnahmezustand bedeutete der 
"estado de sitio" in dreierlei Hinsicht eine Verschärfung: 


- eine totale Zensur sämtlicher Medien 
- eine strikte nächtliche Ausgangssperre 
- weitere Sondervollmachten für die Militärkommandeure . 


Es ist relativ müßig zu fragen, welche der drei Maßnahmen die 
einschneidendste Wirkung hat. Sie sind - vor allem im Hinblick 
auf die im November und Dezember angesetzten nationalen Protest- 
tage - alle drei im Zusammenspiel zu sehen: Desorientierung, Ein- 
schüchterung und Rückkehr zur schrankenlosen Willkür der Monate 
September bis Dezember 1973. Die unmittelbaren Auswirkungen im 
ersten finsteren Monat des Belagerungszustandes waren: 


- das Verbot von 5 Oppositionszeitschriften (u.a. mit der 
Nebenwirkung, daß rund 150 Leute arbeitslos wurden) 


- in keinem Medium darf über die Vorgänge in Chile berichtet 
werden 


- der "toque de queda" (Ausgangssperre) verbreitet nicht nur 
Angst und Hysterie, sondern unter dem doppelten Schutz von 
Ausgangs- und Nachrichtensperre führt das Regime Nacht für 
Nacht systematische Durchsuchungen von Elendsvierteln durch. 
Dabei kommt es zu Massenverhaftungen. Allein im Zeitraum 
zwischen dem 6. und 27. November sind - nach eher vorsichtigen 
Schätzungen - rund 6.000 Menschen allein in Santiago verhaf- 
tet worden. 


- Zahlreiche Oppositionsführer werden verbannt, andere halten 
sich seit Wochen versteckt, wobei sie ständig ihren Aufent- 
haltsort wechseln müssen. 


Daß die Protesttage am 27. und 28. November unter diesen Voraus- 
setzungen überhaupt stattgefunden haben, kann schon als Erfolg 
der breiten Opposition angesehen werden. Und bei Redaktionsschluß 
dieser Ausgabe findet ein weiterer Protesttag statt. 


GERÜCHTE STATT INFORMATIONEN 


Wo zuverlässige Informationen fehlen, haben Gerüchte Hochkon- 
junktur. 
Santiago bildet seit Anfang November eine einzige Gerüchteküche: 
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"General Matthei steht unter Hausarrest", heißt eines dieser 
Gerüchte (weil er tatsächlich nach einer mehrwöchigen Auslands- 
reise Pinochet seinen Rücktritt angeboten hatte). 


"Die Marine bereitet einen 'auto-golpe', einen Putsch gegen 
Pinochet vor", 


"Die Offizierschule der Luftwaffe ist von Einheiten des Heeres 
umstellt", heißt es am 27. November. 


"Pinochet (der zu diesem Zeitpunkt in Arica weilte) will sich 
schnell absetzen können, um seiner Verhaftung zuvorzukommen", 


"Lucia, die Erste Dame des Landes (die zu diesem Zeitpunkt bei 
Alfredo Stroessner in Paraguay weilte) stellt in Asunciön bereits 
den Kühlschrank an, damit Augusto nach seiner Flucht erst mal ein 
erfrischendes Bier trinken kann". 


"General Mendoza, Juntamitglied und Chef der Carabineros, ist 
während des toque de queda verhaftet worden, weil er sich nicht 
ausweisen konnte und seine Untergebenen ihn nicht erkannt haben”, 
doch dieses Gerücht fällt wohl schon eher unter die Rubrik des 
politischen Witzes. Mendozas sprichwörtliche Dummheit lädt förm- 
lich dazu ein. 

Keine Gerüchte hingegen sind die 8 Bomben, die in der Nacht zum 
27. November in Santiago hochgehen und allesamt nur Sachschaden 
anrichten. Die schwersten Beschädigungen verursacht ein Spreng- 
satz, der in einem tags zuvor gestohlenen Pkw in der calle Valen- 
tin Letelier, etwa 100 m Luftlinie von der Moneda entfernt, explo- 
diert: etwa 1.000 Fensterscheiben in den umliegenden großen Gebäu- 
den gehen zu Bruch. Das Auto war kurz vor Anbruch der Ausgangs- 
sperre im Stadtzentrum abgestellt und wenige Minuten nach Mitter- 
nacht, als niemand mehr auf der Straße sein durfte, zerfetzt wor- 
den. 

Die schwerste Detonation erfolgte hingegen in gebührender Ent- 
fernung zur Militärakademie. Wer immer die Bombenleger waren: sie 
haben gut gearbeitet: niemand kam zu Schaden, aber die nötige 
Finstimmung für die Protesttage war geschaffen. 


.25.000 SOLDATEN IN DEN STRASSEN SANTIAGOS 


Abgesehen von der Innenstadt, wo die üblichen Einsatzwagen der 
Carabineros, verstärkt durch Wasserwerfer, in Bereitschaft stan- 
den, beherrschte Militär die Straßen der chilenischen Hauptstadt 
am 27. und 28.11..Es waren mehr Soldaten aufgeboten worden als 
bei den bis dahin massivsten Protesten im August und September 
1983. In Kampfanzügen, mit Maschinengewehren, Funkgeräten und 
leichten Panzerfahrzeugen belagerte das Militär alle strategisch 
wichtigen Punkte an den Ausfallstraßen, an den großen Rotunden 
der Amerigo Vespucio und in der Nähe der Elendsviertel, 


Als pünktlich um 12.00 Uhr mittags vor der Kathedrale auf der 
Plaza de Armas etwa 50 Demonstranten das "Y va a caer..." an- 
stimmten, waren mindestens ebensoviele Journalisten mit Kameras 


und Mikrofonen zur Stelle, um den Beginn der Novemberprotesttage 
festzuhalten. Es dauerte genau 23 Sekunden, bis der erste Wasser- 
werfer auf der Plaza de Armas aufkreute, keine Minute, bis die 
ersten Verhaftungen vorgenommen wurden, Zwar tauchten an verschie- 
denen Ecken des Paseo Ahumada immer wieder neue Demonstranten auf, 
aber die "pacos" droschen sofort auf alles ein, was sich bewegte, 
ein Wasserwerfer raste mit drohendem Heulton durch die Fußgänger- 
zone, wobei er an den zahlreichen Zeitungskiosken die gesamte 
Regimepresse naßspritzte. 


Doch was im Stadtzentrum eher wie ein harmloses Räuber-und-Gendarm 
-Spiel aussah, wurde im Verlauf der nächsten eineinhalb Tage in 
den Universitäten und vor allem in den Elendsvierteln zu bitterem 
Ernst, j 


DIE PROTESTTAGE AN DEN UNIVERSITÄTEN 


Die ersten demokratischen Wahlen von Studentenvertretungen seit 
September 1973 hatten an den Universitäten für ein kämpferisches 
Klima gesorgt. Denn selbstverständlich waren die Anhänger der 
Opposition als klare Sieger aus den Wahlen hervorgega ngen. 

Doch während einige Fakultäten ihren Protest durch einen Vorlesungs- 
boykott ausdrückten, an anderen die Militär-Rektoren vorsichts- 
halber den Unterricht für den 27. und 28. November suspendiert 
hatten, kam es vor allem auf dem Campus Oriente der Xatholischen 
Universität und in der Universität von Santiago (der ehemaligen 
Technischen Universität) zu Diskussionen - und prompt zu Übergrif- 
fen durch die Staatsmacht. 
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In beiden Fällen drangen die "Sicherheitskräfte" mit Lastwagen in 
das Universitätsgelände ein, verhafteten ganze Hörsäle und karrten 
die Studenten anschließend in das Nationalstadion von Santiago, 
das zu diesem Zweck vorübergehend wieder in ein KZ verwandelt wor- 
den war. Etwa 750 Studenten waren an beiden Universitäten betrof- 
fen. Die meisten von ihnen wurden nach zwei Tagen wieder freige- 
lassen, einige aber sind noch immer in Haft. Relegationen von der 
Uni und Verbännungen in entfernte Landesteile sind die für viele 
zu erwartenden Strafen. 


u». UND IN DEN ELENDSVIERTELN 


Die Armenviertel von Santiago, die in den Tagen - genauer gesagt: 
in den Nächten - zuvor ohnehin am schwersten zu leiden hatten, 
waren einmal mehr der Hauptkriegsschauplatz. Allein dieser Aus- 
druck vermag angemessen wiederzugeben, was sich besonders am 28. 
November zugetragen hat. 

Stellvertretend für das, was sich in Pudahuel, in La Florida, 

La Granja, Lo Hermida, La Bandera und in vielen anderen pobla- 
ciones abgespielt hat, sollen hier die Ereignisse von La Victoria 
geschildert werden. 

La Victoria, im Süden Santiagos gelegen, ist eine relativ kleine 
Elendssiedlung von etwa 6.000 Finwohnern. Sie ist in der Vergan- 


Militär und Bereitschaftspolizei durchsuchen Bewohner des 
Armenviertels Pudahuel im Süden der chilenischen Haupt- 
stadt Santiago 
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genheit mehrfach durch die kämpferische Geschlossenheit und 

daher auch eine ausgesucht brutale Repression seitens der "Sicher- 
heitskräfte" in die Schlagzeilen der Weltöffentlichkeit geraten. 
Am 4. September wurde in La Victoria der französische Priester 
Andr& Jarlan durch Polizeikugeln ermordet. Sehr wahrscheinlich 
galten die Kugeln jedoch seinem französichen Mitbruder Pierre 
Dubois, der seit mehreren Jahren als Pfarrer in La Victoria ar- 
beitet und für seine Unerschrockenheit gegenüber Polizei und Mili- 
tär bekannt ist. So war Dubois am 27. März verhaftet und erst nach 
Intervention von ERzbischof Fresno wieder auf freien Fuß gesetzt 
worden. Am 11. Mai wurde er durch Carabineros so heftig geschlagen, 
daß er blutüberströmt zusammenbrach. Er hatte lediglich versucht, 
die "pacos'" davon abzuhalten, in die Holzhütte eines Arbeiters 
einzudringen. 


Auch diesmal wieder stellt sich Pierre Dubois den gepanzerten 
Polizeifahrzeugen mit ausgebreiteten Armen in den Weg: er hatte 
mit den Carabineros mündlich vereinbart, daß diese nicht in die 
Siedlung eindringen, wenn die an La Victoria vorbeiführende Haupt- 
straße von Barrikaden freibliebe. Während sich die Bewohner La 
Victorias an die Verabredung hielten und keine Barrikaden auf der 
Straße La Feria errichteten, brach die Polizei die getroffene Ver- 
einbarung und drang mit drei Panzerfahrzeugen, zwei Mannschaftswa- 
gen und fünf bis sechs kleineren Fahrzeugen in die Siedlung ein. 
Während ein Hubschrauber ständig über La Victoria kreiste, rasten 
die Fahrzeuge mit überhöhter Geschwindigkeit durch die Siedlung, 
schossen zunächst Tränengas und später auch mit scharfer Munition. 


Daß es an diesem Tag in La Victoria nur 5 Verletzte gab, ist eher 
dem Zufall und der Vorsicht der Demonstranten zu verdanken als der 
Zurückhaltung der "Sicherheitskräfte”",. Zahlreiche Einschüsse waren 
am nächsten Tag in Zäunen und Hauswänden zu sehen. 


Durch die Aufmerksamkeit, die La Victoria in den letzten Monaten 
erregt hatte, waren zahlreiche ausländische Journalisten Zeugen 


der Vorfälle am 28.11. 


Wie muß es jedoch erst in Elendssiedlungen zugehen, wenn bei ähn- 
lichen Vorgängen keine ausländischen Beobachter dabei sind?! 
Sozialpolitik A la Pinochet: statt die Probleme der Armen mit po- 
litischen Mitteln anzugehen, läßt er auf sie schießen, 


SCHLAG GEGEN DIE AUSLANDSKORRESPONDENTEN 


Hatte sich das Militär-Regime gegenüber den ausländischen Jour- 
nalisten bisher ein liberales image zu geben versucht, so griff 
es diesmal zu offenen Drohgebärden und zu konkreten Maßnahmen 
gegen Einzelne. 

So wurden allen nur vorübergehend akkreditierten Journalisten 
genau am ersten der beiden nationalen Protesttage die Akkreditie- 
rung entzogen. Sie wurden schriftlich aufgefordert, sich umgehend 
im Regierungsgebäude Diego Portales zu melden, um die Ängelegen- 
heit in Ordnung zu bringen. 


Abgesehen von der allgemeinen Verunsicherung, die zunächst 

unter den ausländischen Journalisten ausbrach, kostete die 

ganze Aktion fast einen ganzen Arbeitstag, denn man mußte sich 

in das Diego Portales begeben und seine alte Akkreditierungs- 
karte abgeben, um zu warten, bis man - nach Überprüfung - eine 
neue bekam. 

Zwei argentinische und ein holländischer Journalist wurden 
verhaftet, der Leiter des UPI-Büros, Anthony Boadle, wurde sogar 
aus Chile ausgewiesen. Etlichen Korrespondenten wurden deutlich 
erkennbar die Telefone abgehört. Der zuständige Junta-Beauftragte 
für die ausländische Presse, Oberst Krum, verkündete in drohenden 
Ton, daß man in Zukunft die Berichterstattung im Ausland genauer 
verfolgen wolle und in Fällen feindseliger Berichte entsprechende 
Gegenmaßnahmen ergreifen würde. (Wer kauft ihm ein Geschenkabo 
der LN zu Weihnachten?) 


VORLÄUFIGES FAZIT 


Ein Fazit der Novemberprotesttage zu ziehen ist deshalb schwierig, 
weil sie unter ganz anderen Bedingungen stattfanden als alle 
früheren. Mißt man sie an diesen, waren sie eher ein "Mißerfolg", 
Mißt man sie jedoch an den brutalen Bedingungen des Belagerungs- 
zustandes, so waren Sie über Erwarten erfolgreich. 


Die nächtlichen "allanamientos" in den Elendsvierteln - mit Massen- 
verhaftungen und Verbannungen - hatten es nicht vermocht, den 
verzweifelten Widerstandswillen der armen Mehrheit der Bevölkerung 
zu brechen. 

Und zu der Stunde, da diese Zeilen niedergeschrieben werden, hat 
bereits ein weiterer nationaler Protesttag in Chile begonnen. 
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ARGENTINIEN /CHILE 


Friedensvertrag 


Das lange schwelende Grenzproblem an der Südspitze des ame- 
rikanischen Kontinents scheint nach jahrzehntelangen Verhand- 
lungen, in die zuletzt auch der Vatikan in seiner Vermittler- 
rolle eingriff, vor einer Lösung zu stehen. Ein Abkommen 
über die Territorialverteillung im Bereich des Beagle-Kanals 
steht vor seiner Ratifizierung durch die argentinische Regie- 
rung und die Militärjunta von General Pinochet. Ob dieser 
Friedensvertrag zu einer endgültigen Beilegung des Zwistes 
um Patagonien und damit auch um die Anteile an der Antark- 
tis führen wird, scheint jedoch sehr zweifelhaft zu sein, zu 
schwer wiegen vor allem die territorialen und seerechtlichen 
Zugeständnisse, die dieses Abkommen in den Augen der Chile- 
nen bedeutet. 


Das Problem der Gebietsansprüche und Grenzstreitigkeiten be- 
gann schon mit der Entstehung der Nationalstaaten in den 
ehemaligen spanischen Kolonialgebieten. In den ersten Jahr- 
zehnten nach der Unabhängigkeit Argentiniens und Chiles kam 
es zwischen beiden Ländern zu verschiedenen vertraglichen 
Vereinbarungen, die alle den Territorialstreit in Feuerland 
ausließen oder aber die langanhaltende Auseinandersetztung 
offen zu Tage treten ließen. Auch in den letzten beiden Jahr- 
zehnten gab es immer wieder vergebliche Einigungsversuche 
zwischen verschiedenen argentinischen und chilenischen Re- 
gierungen, bis die beiden verfeindeten Parteien 1977 einen 
Schiedsspruch der englischen Krone erwirken konnten. In die- 
sem Urteil wurde der 1971 vom Internationalen Gerichtshof 
in Den Haag gefällte Spruch bestätigt, Chile bekam die drei 
größeren Inseln Picton, Nueva und Lennox, Argentinien dage- 
gen einige kleinere Inselchen zugesprochen: zudem wurde im 
Beagle-Kanal eine Grenze zwischen beiden Staaten festgelegt. 
Während Chile, da es seine Forderungen erfüllt sah, den 
Schiedsspruch akzeptierte, erklärte ihn der damalige argenti- 
nische Diktator Videla wenig später für null und nichtig, 
da ein Protokoll über entsprechende Verhandlungen aus dem 
Jahre 1893 nicht berücksichtigt worden sei. Dies bildete den 
äußeren Anlaß zu einer Zunahme der Feindseligkeiten bis hin 
zu wiederholten Kriegsdrohungen:; es darf hierbei nicht über- 
sehen werden, daß dieses angespannte internationale Klima 
von den in beiden Ländern herrschenden Militärs ganz bewußt 
geschürt wurde, um von wachsenden innenpolitischen Proble- 
men abzulenken. Knapp zwei Jahre später einigten sich die 
beiden Regierungen darauf, den Vatikan um Vermittlung zu 
ersuchen. 
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POLITISCHE SCHWÄCHE DES PINOCHET-REGIMES 


Im Dezember 1980 legte Johannes Paul II einen ersten Vor- 
schlag zur Beilegung des Konflikts vor. Schon vorher hatte 
die chilenische Junta - im Unterschied zum Vorgehen der ge- 
wählten argentinischen Regierung Alfonsin hatte Pinochet im- 
mer mit verdeckten Karten gespielt und nie auch nur andeu- 
tungsweise die Bevölkerung über Inhalte der Verhandlungen 
informiert - implizit den Verzicht auf die Zugeständnisse des 
britischen Schiedsspruchs zugestanden und somit seine inter- 
nationale politische Schwäche offenbart. Entsprechend fiel 
der nun vor seiner Ratifizierung stehende Friedensvertrag 
verglichen mit der Verhandlungsbasis Chiles 1977 für dieses 
Land recht ungünstig aus. So kommt sogar der chilenische 
Verteidigungsminister, Viceadmiral Patricio Carvajal, zu der 
Einschätzung, Chile habe auf dem Altar der Freundschaft 
Hoheitsrechte geopfert; der frühere UNO-Botschafter Chiles, 
Raül Bazäan, meint, man habe die schlechtere Alternative ge- 


wählt. 


Die zivile Regierung Alfonsin hatte von Anfang an der Lösung 
des Grenzkonflikts eine hohe außenpolitische Bedeutung beige- 
messen. Da die Gespräche unter Vermittlung des Vatikan ver- 
stärkt weitergeführt wurden, konnte die argentinische Regie- 
rung am 19. 10. 84 schließlich die Bestimmungen des Beagle- 
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Vertrages veröffentlichen. Hier wird ganz nebenbei ein offen- 
sichtlicher Unterschied zwischen Chile und Argentinien erkenn- 
bar: Das argentinische Volk ist aufgerufen, in einem Referen- 
dum über das Abkommen abzustimmen, die Chilenen werden 
wieder überhaupt nicht gefragt und müssen das Verhandlungs- 
ergebnis unwidersprochen hinnehmen. 


WAS BESAGT DER VERTRAG? 


Auch wenn der Vertrag aus chilenischer Sicht allein aus dem 
Grunde zu begrüßen ist, daß er den beiden südamerikanischen 
Ländern (hoffentlich) endlich Frieden bringt und sicherlich 
Kooperation und gemeinschaftliche Entwicklungsschritte anbah- 
nen wird, kann kein Zweifel bestehen, daß Chile erhebliche 
Zugeständnisse machen mußte und Hoheitsgebiete bzw. -ge- 
wässer verloren hat. Während ein Vorschlag des Vatikan von 
1980 noch die gemeinsame Nutzung eines großen Meeresab- 
schnitts am Übergang zwischen Pazifik und Atlantik vorsah 
und alle Inseln im Beagle-Kanal Chile zusprach, verzichtet 
dieses Land nach dem vorliegenden Vertrag nun gänzlich auf 
dieses Seegebiet und sogar auf seine 200-Meilen-Zone sowie 
auf einige kleinere Inselchen. Um chilenisches Territorium 
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herum wird nur ein drei Meilen breiter Küstenstreifen a 
chilenisches Hoheitsgewässer anerkannt, ın dem die ALBENLIIT- 
sche Schiffahrt zudem uneingeschränkt möglich ist. ‚Die chi 
lenische Junta ließ sich darüber hinaus die Berücksichtigung 


der ursprünglich nicht vorgesehenen östlichen Öffnung der 
Magellan-Straße im Vertrag aufzwingen. In Zukunft können 
noch zwei Gesichtspunkte des Friedensvertrags Bedeutung er- 
langen und zu Konflikten führen: Chile verzichtet mit seinem 
Hoheitsgebiet auf vermutete reiche Vorkommen an Bodenschät- 
zen, insbesondere Erdöl, und die sich ergebende, noch unkla- 
re Grenzziehung in der Antarktis birgt neues Konfliktpotential 
in sich. 

In Chile stößt der Friedensvertrag mit Argentinien auf deut- 
liche Ablehnung, viele sehen darin einen eindeutigen Beweis 
für die internationale Isolation und außenpolitische Schwäche 
des Pinochet-Regimes. Die Kritik an der "Unfähigkeit der Ber 
gierung, ein legitimes rechtliches Instrument zu verteidigen 
(gemeint ist der britische Schiedsspruch), wird von großen 
Teilen der Bevölkerung bis in das Militär hinein geteilt. Die 
gegenüber dem chilenischen Volk heimlich geführten Verhand- 
lungen und das daher von Pinochet allein zu verantwortende 
beschämende Vertragsergebnis haben, SO bleibt zu hoffen, 
die Position Pinochets in Chile und in seiner Armee eher ge” 
schwächt. 
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DAS BEAGLE-REFERENDUM 


Die Regierung Alfonsin erklärte, sie werde die Unterschrift 
unter den Vertrag von einem Referendum abhängig machen, 
Dies ist in der argentinischen Verfassung zwar nicht vorgese- 
hen, aber auch nicht direkt verboten. Eine Volksabstimmung 
ist weder für die Regierung, noch für das für die Ratifizie- 
rung zuständige Parlament bindend. 


Die peronistische justizialistische Partei hatte in den vergan- 
genen Monaten offiziell die Vermittlungstätigkeit des Vatikans 
begrüßt und unterstützt. Als nun Alfonsin jedoch das Referen- 
dum ankündigte, beschloß die Parteiführung einen Boykottauf- 
ruf mit der Begründung, eine solche Maßnahme sei ver- 
fassungsmäßig nicht vorgesehen und diene nur Alfonsins Ima- 
gepflege. Innerhalb der Partei setzte sich damit die Gruppe 
um Herminio Iglesias durch. . Iglesias, ein Gangstertyp mit 
guten Verbindungen zur Unterwelt von Buenos Aires, hatte 
1983 für den Gouverneursposten von Buenas Aires kandidiert. 
und verloren, obwohl Buenos Aires als peronistische Hoch- 
burg galt. Viele Politiker und Beobachter schrieben seinem 
rüden Auftreten einen großen Teil der Schuld an der peron- 
istischen Wahlniederlage zu. Daher galt er einige Zeit als 
politisch tot, aber die Referendums-Entscheidung macht deut- 
lich, daß Iglesias, der für die autoritäre und gewaltsame 
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Tradition des Peronismus steht, nun zum starken Mann A 
der Partei geworden ist. Der ehemalige peronistische en 
dentschaftskandidat Italo Luder machte deutlich, daß er no 
zwar der Parteidisziplin beuge, ansonsten aber für den ns 
trag sei. Einige peronistische Provinzgouverneure u : 
ten Außenminister Dante Caputo bei seiner Kampagne fur 
Referendum. 


In der Kampagne gegen das Referendum fand sich eine Fol 
same Allianz der Brutalos der argentinischen Politik nn 
men: Gemeinsam mit der Gruppe um Iglesias machten vor a = 
zwei Militärs Stimmung gegen eine Abstimmungsteilnahme: der 
als Peronistenfeind berüchtigte Admiral a.D. Isaac a 
Rojas und General a.D. Benjamin Menendez, der als En 
der schlimmsten Unterdrücker während des Militärregimes en ; 
vor einigen Monaten ging er mit einem Messer auf einen De 
monstranten los, der ihn einen Mörder nannte. 


i ilnahme an der Abstimmung war freiwillig; bei Wahlen 
ee in Argentinien Wahlpflicht. Trotzdem nn 
sich gut 70% der Bevölkerung. an dem Referendum. 81% S Se 
ten mit Ja. Damit handelten sich die Peronisten nach der 
Wahlschlappe von 1983 eine weitere politische en 
Diese Abstimmung war - so die Londoner Zeitschrift a 
America Weekly Report - "die Zurückwelsung der ne 
schen Boykottaufforderung durch das Volk und eine a a 
lehnung der Parteiführung um Iglesias durch die peronistische 
Basis". 

Die hohe Beteiligung an der Abstimmung über den Beagle- 

Kanal-Vertrag und das positive Ergebnis festigte vor a 
Alfonsins persönliches Ansehen, der 1m Zusammenhang nn 
der Wirtschaftspolitik und den Prozessen gegen die Militärdi z 
tatoren mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen hat. Auc 
außenpolitisch paßt der Ausgang des Referendums in eine 
Pläne: Nach Aussagen aus dem Außenministerium möchte Alfon 
sin gern Nachfolger von Indira Gandhi als Vorsitzender der 
Organisation der Blockfreien Staaten werden. 


Quellen: Latin American Newsletters (London), Mensaje (chile), 
Analisis (Chile), FAZ, Monitor-Dienst, El Cların In- 
ternacional (Argentinien) 
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BOLIVIEN 


“, .. der MIR sind wir!’’ 


Das hier abgedruckte Interview wurde von der Zeitschrift SAGO An- 
fang November 1984 mit Walter Delgadillo Tercero, dem neuen Gene- 
ralsekretär der Central Obrera Boliviane (Gavarkschaftsdacnverband) 
und Mitglied der Nationalen Führung der Frente de Masas des MIR 
(Bewegung der Revolutionären Linken) geführt. 

Delgadillo ist der Repräsentant des Teils des MIR,der, unzufrie- 
den mit der Politik der eigenen Parteiführung und in Ablehnung der 
Regierungspolitik, mit der Partei brach und einen eigenen Weg ein- 
geschlagen hat in enger Verbindung mit der COB. 

Auf dem VI.COB-Kongress im September '84 wurde er in sein Amt als 
Vertreter des COB-Führers Juan Lechin 0. zum Generalsekretär ge- 
wählt. 

In diesem Interview übt er scharfe Kritik, sowohl an der Regie- 
rungspolitik, wie auch an der Linken. Er beschreibt die Ausein- 
andersetzungen innerhalb des MIR sowie der Formierung der DRU 
(Vereinigte RevolutionärerFührung), die eine Antwort auf die Zer- 
splitterung der Linken darstellen will. 


INTERVIEW MIT WALTER DELGADILLO 


SAG@0: Ihre Meinung interessiert uns derzeit besonders, da Ihre po- 
litische Gruppierung, der MIR-L, in letzter Zeit entstanden 
ist und bereits überraschende Erfolge bei den Wahlen des VI. 
COB-Kongresses errungen hat. Zunächst: Was ist der MIR-L ? 


DELGADILLO: Am Anfang darf ich schon mal klarstellen: Wir sagen, 
daß w i r die Bewegung der Revolutionären Linken (MIR) sind. 
Jedweder Zusatz zu diesem Namen müßte vielmehr Teile der Par- 
tei bezeichnen, die nicht mehr zum MIR gehören, die nicht manr 
seine Inhalte zum Ausdruck bringen und die im Augenblick in 
Führungspositionen der Regierung sind. Wir müssen ganz klar 
sehen, daß der MIR und seine Gruppierungen (frentes de masas) 
ebenso wie die Nationale Führung des MIR das Vorhaben verkör- 


pern, das unser politisches Konzept ausmacht, nämlich dıe In- 
halte einer Nationalen Linken im Rahmen des Sozialrevolutionä- 
ren Blockes und in einer Perspektive der nationalen und sozia- 
len Befreiung. Das ist das, was wir retten wollen, was man ver- 
dreht hat, entstelit hat, was verraten worden ist seitens der 
Parteispitze, die früher den MIR geführt hat. Insofern ist es 
unsere Aufgabe. die politischen, ideologischen und organischen 
Ideen einzulösen, die schon immer die Bewegung der Revolutio- 
nären Linken aehabt hat. 


SACO: Seit Oktober 1982 ist in Bolivien ein verfassungsmäßig ge- 


wählter Präsident im Amt. Aber seine Position erscheint ge- 
sellschaftspolitisch nicht sehr stabil, denn er trifft auf 
massive Opposition und sieht sich alle paar Monate veranlaßt, 
seine Minister auszutauschen. a 
Walter Delgadillo, Sie wurden am 10.April 1984 zum Minister 
für Städtebau und Wohnungswesen ernannt, sind jedoch schon 
zwei Tage später von diesem Amt wieder zurückgetreten. Wie 
sehen Sie die politischen Vorgänge um den Wiedereintritt des 
MIR in die Regierung, Ihr Ausscheiden daraus und die Wirt- 
schaftsmaßnahmen des 2.April 1984 ? 


DELGADILLO: Der Rücktritt vom Ministeramt entspricht nicht einer 


persönlichen Entscheidung, sondern einem zum damaligen Zeit- 
punkt gefassten Entschluß der Arbeiterfront des MIR (Frente de 
Masas Obrero del MIR). In dem Szenario, in dem der Konflikt 
damals ablief, war unser Verhalten nur konsequent: es folgte 
den Postulaten der Partei, den auf unseren nationalen Zusam- 
menkünften gemeinsam getroffenen Entscheidungen, aber außerdem 
auch den Interessen unserer Klasse. Eine konsequente Haltung 
einer jeden linken Führung mußte das Wirtschaftspaket anpran- 
gern, das direkt vom Internationalen Währungsfonds (IWF) vor- 
bereitet war und nun dem Land mit solchen brutalen Folgen auf- 
erlegt werden sollte, mit Preiserhöhungen zwischen 300 und 400 
Prozent und nahezu einem Einfrieren der Gehälter.Wenn man da 
nicht gegen ankonnte, mußte man doch aus dem Wirtschaftskabi- 
nett und der Regierung überhaupt ausscheiden.Das war unser 
Kriterium, und so haben wir's gemacht. In diesem Szenario ver- 
folgten wir die Tendenz, die wesentlichen Gehalte des politi- 
schen Programms des MIR zu beachten. Mit dieser Prinzipien- 
treue haben wir unsere Partei seit September 1971 aufgebaut. 


SAGO: Die im April zustandegekommene Regierung hatte in der Folge- 


zeit heftige Sträuße auszufechten, insbesondere mit den Ge 
werkschaften. Was waren die wesentlichen STreitpunkte? Worin 
segen Sie die Erfolge und auch die Irrtümer dieser Regierung? 
Welche Interessen verteidigt die gegenwärtige Regierung? 


DELGADILLO: Zunächst zum Problem mit den Gewerkschaften: Klar ist, 


daß der Gewerkschaftsdachverband (COB) nichts anderes als der 
einheitliche und organische Ausdruck derArbeiter in ihrer Ge- 
samtheit ist. Unmöglich konnte die COB ein derartiges Paket 
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akzeptieren in einer Situation, die sich tagtäglich noch ver- 
schlimmerte. Wir bolivianischen Arbeiter sind durchaus bereit, 
harte Maßnahmen zu tragen, aber es muß dann klar für uns sein, 
daß sie eine Perspektive haben und gekoppelt sind mit einem 
Prozess der nationalen und sozialen Befreiung. 


Zu den wesentlichen Streitpunkter zwischen Regierung und Ar- 
beitern: Die Hauptkontroverse drehte sich um die Grundsatz- 
frage, auf welche Weise die Krise zu bewältigen sei: Entweder 
nach dem Modell des IWF oder auf der Basis der nationalen 


Volksinteressen. Diese erste Kontroverse war überhaupt nicht 
in den Griff zu kriegen. Konkret hieß dies: Anstieg der Prei- 
se um 300 bis 400 Prozent und nahezu Einfrieren der Gehälter. 
Die spätere Gehaltsverbesserung um 130 % war Ergebnis der Mo- 
bilisierung der Arbeiter. Viele andere Probleme, wie z.B. 
Versorgung, Auslandsschulden, wurden in einer großen Mobili- 
sierung der Arbeiterschaft aufgeworfen. Sie erreichte schließ- 
lien den Aufschub der Zahlung cer Auslandsschulden, konnte 
aber einen gerechten Lohnausgleich nicht erzielen. Dies wie- 
derum trug dazu bei, die Führung der COB Vorwürfen auszusetzen 
weil sie elementaren Probleme der Arbeiter nicht lösen konnte 
und sich in politischen Problemen aufrieb. 


Was die Frage nach den Fehlern dieser Regierung und nach den 
Interessen , die sie verteidigt, betrifft, müssen wir ganz 
klar sagen: ihre Fehler sind nicht einfach Irrtümer, sondern 
diese Regierung ist eine Regierung der Rechten; sie dient den 
Interessen der Oberschicht in Bolivien (nueva rosca) und hat 
die Inhalte und Forderungen der Basis verraten, deren Wähler- 
stimmen sie ihre Regierungsmacht verdankt. Irrtum spielt da 
nicht mit; Irrtümer könnte man korrigieren. Nein, die Regie- 
rung vertritt die Interessen einer Klasse, die wir Arbeiter 
und miristas schon immer bekämpft haben. 


SAGO: Für uns im Ausland, die wir Sympathie mit den demokratischen 


Freiheiten und Errungenschaften in Bolivien empfinden, ist es 
deprimierend zu sehen, daß sich die Freunde der Demokratie in 
Bolivien nicht auf einen konstruktiven Weg voran verständigen 
können, insbesondere, daß die Linke augenscheinlich zersplit- 
tert ist. Inwiefern könnte die Vereinigte Revolutionäre Füh- 
rung (Direcciön Revolucionaria Unificada -DRU) dieser Zer- 
splitterung entgegenwirken? 


DELGADILLO: Wir können nicht die simple Vermutung hegen, daß die 


Widersprüche innerhalb der bolivianischen "Linken" nur Rand- 
erscheinungen sind. Die "Linke" zerfällt in solche, die die 
Regierungspolitik mitmachen, die also trotz ihrer linksklin- 
genden namen zur Rechten übergegangen sind, und in solche, die 
dagegen sind, die mithin den demokratischen Prozess verteidi- 
gen. Wer den demokratischen Prozess verteidigen will, kann es 
nur über die Verteidigung der Wirtschaft des Volkes; damit muß 
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SAGO: Von der allgemeinen Parteienkrise noch einmal zurück zur be- 
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man anfangen und nicht umgekehrt.Das ist die große Kontroverse. 
Wenn die demokratische Regierung den Arbeitern mehr Hunger 
bringt, als es zuvor der Fall war, dann verlieren die Arbeiter 
das Vertrauen in den demokratischen Prozess. Dieser Prozess 
ist doch nicht nur abstrakt zu denken, sondern er soll der 
Stärkung und dem organisatorischen Vorankommen dienen.Das ist 
unser Standpunkt. Und wenn diese Regierung ein schweres Ver- 
gehen sich anlasten muß, dann dieses, daß sie zum Verlust des 
Vertrauens in die Demokratie beigetragen hat. Die Arbeiter 


blicken sich schon nach anderen Lösungsmöglichkeiten um, der 
Magenfordert sein Recht. 


Nun zur DRU und zur Frage, ob sie in Sachen Zersplitterung ge- 
gensteuarn kann. Entstanden ist die DRU im gewerkschaftlichen 
Bereich, und zwar im Wesentlichen auf dem Kongress der Minen- 
arbeiter-Vereinigung und auf dem Kongress der COB. Insoweit, 
ist die DRU eine gewerkschaftliche Antwort auf den oficialis- 
mo" (Regierungspolitik). Aber darüber hinaus ist sie auch ein 
politisches Projekt,das versucht, alle konsequenten revolutio- 
nären Kräfte dieses Landes zusammenzuführen und einen Bezugs- 
punkt für das Land und die Arbeiter zu bilden. Innerhalb der 
DRU stehen allerdings noch viele Punkte zur Diskussion, aber 
uns einigt der Wunsch, einer mit den Interessen der Mehrheit 
der Nation verbundenen und konsequenten Linken eine Verfassung 
zu geben. Es ist ein neuer, wenn auch noch modifizierbarer An- 
fang der Einigung innerhalb der Grenzen der zersplitterten 
Linken, und er kann schließlich Orientierung und Alternative 


bedeuten. 


SAGO: Wie sehen Sie das Verhältnis von Parteien und Gewerkschaften 


im gegenwärtigen politischen Prozess? Wer ist eigentlich Ihrer 
Ansicht nach stärker in den Massen verwurzelt und warum? 


FELGADILLO: Es ist nicht einfach diese Dinge einzuschätzen.Die COB 


ist jedenfalls ein gewichtiger politischer, nicht nur gewerk - 
schaftlicher Bezugspunkt. Hingegen haben alle rein politischen 
Organisationen - absolut alle, auch wir - an Gewicht und An- 
sehen verloren, ja sie werden sogar von der Basis abgelehnt. 
Die Linke ist der große Verlierer in diesem demokratischen 
Prozess. Sie hat sich deshalb noch schlimmer als zuvor in Tei- 
le aufgelöst. Die Krise hat, wie wir sagen, die politischen 
Parteien in einer Weise strapaziert, daß sie sie praktisch zum 
Verschwinden gebracht hat. Es ist jetzt schwierig zu sagen, 
welche Kräfte die Arbeiterbewegung kontrollieren und wer davon 
größeren Einfluß hat. Die Hoffnung der Arbeiter richtet sich, 
denke ich, mehr auf eine gewerkschaftliche als auf eine poli- 
tische Präsenz.Obgleich wir beides vertreten, beruht doch un- 
sere Ernennung zu Gewerkschaftsführern weniger auf einer poli- 
tischen Situation als vielmehr darauf, daß die Arbeiter gerade 
uns vertrauen, daß wir ihre Interessen konsequent vertreten. 


sonderen Lage des MIR. Der MIR hatte mit seiner Programmatik, 
die "nationale Linke" darzustellen, eine Mischung von beruf- 
lich qualifizierten Intellektuellen sowie Angehörigen aus Mit- 
telschicht und Arbeiterschaft angezogen. Da schien in den 70er 
Jahren eine gut organisierte demokratische Kraft heranzuwach- 
sen, die auf Dauer gesehen zu einer führenden Rolle innerhalb 
des Demokratisierungsprozesses bestimmt war.Die reaktionären 
Kräfte schienen sie so ernst zu nehmen, daß sie unter der 


Ägide von Garcia Meza, Arce Gomez und ihren Paramilitärs und 
mit Hilfe des deutschen Faschisten Klaus Barbie ("Schlächter 
von Lyon") fast die ganze Untergrundführung des MIR umbringen 
ließen. 

Was hat denn nun die Stoßkraft dieser Partei gemindert und mit 
welchen Aktionen zum Zerfall beigetragen ? Was ist denn’ da 
schiefgelaufen ? 


DELGADILLO: Das ist das große Problem des MIR. Der MIR bahnte ein 


Einigungsprojekt an, aber es stellte sich schiießlich heraus, 
daß das Vorhaben ideologisch und politisch zu unbestimmt war. 
Es gab innerhalb des MIR zwar große Abmachungen und allgemei- 
ne Redensarten, aber eben keinen präzise definierten Entwurf. 
Andererseits besaß das Projekt als solches verschiedenartige 
Maßstäbe, die in der Oppositionszeit ‚theoretisch leicht ver- 
einbar schienen. Damals ließen sich gewisse nationalistische 
Tendenzen und eine Reihe von etwas radikaleren Tendenzen noch 
innerhalb der Partei vereinbaren.Das Projekt zusammenzuhalten 
war damals ein Problem der Gutwilligkeit, weil man den natio- 
nalen Tendenzen noch einen revolutionären Inhalt und den re- 
volutionären Tendenzen noch einen nationalen Inhalt abgewinnen 
konnte. Ganz anders dann, als wir plötzlich auch Regierungs- 
verantwortung übernehmen mußten. Dort mußten sich jene Tenden- 
zen kristallisieren, mußte Farbe bekannt werden, denn wenn man 
Regierungsfunktionen ausübt, schafft man politische Tatsachen, 
und wenn man politische Tatsachen schafft, dann verteidigt man 
die einen oder die anderen Interessen. Es gibt keine neutralen 
politischen Tatsachen. 


Damals setzte sich schließlich die Theorie der Übereinkunft 
(concertaciön) innerhalb der Partei durch und verfälschte zu- 
nehmend die volksorientierten Inhalte des MIR-Projektes. Mit 
dieser Theorie der Übereinkunft, die es immer im MIR gegeben 
hatte, die aber nie gründlich diskutiert worden war, versuchte 
man nun von Regierungsseite aus, die Krise zu bewältigen, in- 
dem man allen dienen wollte, in einer Art Stimmengleichgewicht. 
Als uns klar wurde, welche Ausmaße die Krise erreicht hatte, 
waren wir unfähig, eine Lösung anzubieten, die nicht irgend- 
einem Interesse entgegenkäme: entweder vertrat man die Inte- 
rassen der Arbeiter oder man arbeitete gegen Sie, weil die 
Theorie des Patts letztlich unseren Klassenfeinden zugute kan. 
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Der Grund für den Verfall des MIR ist der, daß seine nationa- 
len und volksorientierten Inhalte nicht verteidigt wurden, 

daß man glaubte, mit einer Politik der Übereinkunft klarzukom- 
men, was jedoch in den Augen der breiten Massen und sogar der 
eigenen Mitglieder die Parteisituation immer mehr verschlim- 
merte.Dann gab es kleine politische Auswirkungen, politischen 
Druck sowohl im organischen als auch im strukturellen Bereich. 
Der entscheidende Punkt ist aber, daß es im MIR zwei unter- 
schiedliche Projekte gab, wovon das eine der neuen Oberschicht 
und das andere den Interessen der Arbeiter- und Volksbewegung 
verbunden ist. 


SAGO: Hätten Ihrer Ansicht nach also am 12.April 1984 sämtliche 
MIR-Minister zurücktreten sollen ? 


DELGADILLO: Nur ein geschlossener Rücktritt wäre konsequent gewe- 
sen im Hinblick auf die politischen Leitlinien, die wir seit 
der Gründung des MIR aufgestellt haben, und auf die Beschlüs- 
se, die in der erweiterten nationalen Führung und in anderen 
Gremien der Untergliederungen gefaßt worden waren. Denn wir 
konnten doch nicht unser Projekt an ein Paket verpfänden, das 
sich gegen die Interessen der Klassen richtete, für die wir 
einzutreten versprachen. 


SAGO: Gab es im Zusammenhang mit Ihrem Rücktritt überhaupt genü- 
gend Informationsfluß innerhalb der Partei ? 


DELGADILLO: Nein. Man versuchte, uns für die Unterzeichnung eines 
Pakets zu gewinnen, das uns unbekannt war, das der nationalen 
Parteiführung unbekannt war, das den entsprechenden Parteiglie- 
derungen unbekannt war. Das heißt, dieses Paket war abgespro- 
chen von Leuten des IWF mit dem damaligen Finanzminister und 
mit dem damaligen Planungsminister Ernesto Aranfibar, aber die 
politische Führung (der Partei) war nicht informiert. Erst im 
Kabinett als Minister und nicht vorher erfuhren wir vom Inhalt 
der geplanten Maßnahmen und sollten dann am selben Tag noch 
unterschreiben. 


SAGO: Stellt die Führung des offizialistischen Flügels ( Exekutiv- 
komitee) mit ihren verbleibenden Anhängern einen einheitlichen 
Block dar? Warum hat eigentlich der so lang erwartete Partei- 
kongress nicht stattgefunden ? 


DELGADILLO: Hinter dem derzeitigen Exekutivkomitee, dem Jaime Paz, 
Oscar Eid, Antonio Aranfbar angehören, stehen meiner Meinung 
nach nur eine Reihe von Opportunisten. Die einen von ihnen 
sind diejenigen, die das Projekt verraten haben, die anderen 
jene, die umgefallen sind. Beide sind für das verantwortlich, 
was aus der Partei geworden ist. Ich bin absolut überzeugt, 
daß es nicht die Massen, nicht die Arbeiter sind, die hinter 
ihnen stehen, nicht die Anhänger der Volks- und Arbeiterbewe- 
gung. Die derzeitige Führungsmannschaft (cüpula) hat sein An- 
sehen völlig verloren und ist obendrein in die mit dem Staats- 
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apparat verbundene Korruption verwickelt. Mit diesen Personen 
wird wohl dasselbe passieren wie mit Leuten auf einem sinken- 
den Schiff. Sie springen vom Schiff und lassen die paar weni- 
gen allein, die sicher bleiben werden, aber ich bin sicher, 
daß in dem Augenblick, in dem dieser Sektor aus der Regierung 
ausscheidet, er aus der gesamten politischen Szenerie wie weg- 
gewischt sein wird, weil er keinerlei Basis, keinerlei Unter- 


stützung hat. 


Nun zur Frage nach dem Kongress. Eine Ebene der nationalen 
Führung des MIR, nämlich die Arbeiterfront (frente de masas 
obrero), hat bereits beschlossen, einen Kongress zur Wieder- 
herstellung der Partei einzuberufen. Der Kongress wird dann 
stattfinden, wenn die politischen und wirtschaftlichen Bedin- 
gungen dies zulassen, denn das Schlimme in dieser Situation 
ist, daß die verdrängten Teile des MIR, also die, die das Pro- 
jekt verraten haben, am wirtschaftlichen Hebel sitzen, das 
heißt, sie verfügen weiterhin über das Geld, das die Partei in 
Funktion ihres politischen Projektes erhielt. Das erschwert 
natürlich die Möglichkeit dieses Kongresses, aber: wir werden 
die gebotenen Anstrengungen machen, zusammen mit den entspre- 
chenden Ebenen, mit Hilfe gerade auch der ganzen Mitglieder- 
schaft, damit wir einen Parteikongress zur entscheidenden Ret- 
tung unseres Projektes durchführen können. Der Weg dahin läuft 
über eine Stärkung der nationalen und regionalen Gliederungen. 
ir können sagen, daß in diesem Heilungsprozess viele der wich- 
tigsten Regionalgliederungen hinter diesen korrekten Positio- 
nen im Sinne einer Wiederherstellung stehen und die abgefalle- 
nen Sektoren des MIR in der Basis ansolut isoliert sind. 


Aus SAGO Nr. 50 
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NICARAGUA 


Perspektiven einer neuen Indianerpolitik 


Wie eine Bombe schlug im Oktober die Nachricht ein, daß 
der Miskito-Guerillaführer Brookly Rivera auf Einladung 
der sandinistischen Regierung nach Managua kommen, an 
der Atlantikküste herumreisen und Versammlungen abhal- 
ten durfte - und daß ihm schließlich offizielle Verhand- 
lungen über ein Autonomiestatut für die ethnischen Min- 
derheiten Nicaraguas angeboten wurden. 


Noch kurz zuvor schien sich der Konflikt eher zu verhär- 
ten: bewaffnete Überfälle der anderen Miskitoguerilla 
unter Steadman Fagoth auf die bei den Umsiedlungen ent- 
standenen Großdörfer von Tasba Pri, eine hitzige inter- 
nationale Kontroverse um die Menschenrechtsverletzungen 
von Sandinisten und Anti-Sandinisten und schließlich 

die Neugründung einer explizit pro-sandinistischen Mis- 
kito-Organisation namens MISATAN. Die LN haben darüber 
u.a. in einem Interview mit Myrna Cunningham, Miskito- 
frau und FSLN-Mitglied berichtet (LN 130). Die Berichte 
und Analysen, die wir veröffentlichen, spiegeln unter- 
schiedliche Sichtweisen und sind subjektiv durch die Er- 
fahrungen der Autoren geprägt. So beschrieb unser Be- 
richt "Sumubila" (LN 127) vor allem Gespräche mit Miski- 
tos, die sich als Sandinisten verstehen. Der Autor des 
folgenden Beitrags hingegen war dabei, als Brooklyn Ri- 
vera an die Atlantikküste reiste und es auchzu Ausein- 
andersetzungen mit MISATAN kam (vgl. die Reportage in 
der taz-Beilage zu Zentralamerika vom 3.11.1984). 


Die Fronten schienen starr, die Ideologisierung auf beiden Seiten 
machte wenig Hoffnung auf Verhandlungen und Kompromisse, und vor 
allem schürte die US-Regierung weiter den Krieg und einen engeren 
Zusanmenschluß anti-sandinistischer Organisationen mit der von der 
CIA gelenkten FDN ("Fuerzas Democräticas Nicaragüenses").Die San- 
dinisten bestanden darauf, alle "Fehler" ihrer Indianerpolitik 
seien längst zugegeben+ sie sagten nur nicht, welche - und ver- 
suchten, sich auf die neue Miskito-Organisation MISATAN zu stüt- 
zen, die die undifferenzierte Polarisierung zwischen revolutionä- 
ren und Contra-Miskitos gleich in ihr Gründungsdokument aufnahm. 
Auf der anderen Seite stand die Version derer, die es gar nicht 
mehr interessierte, welche Lernprozesse bei "den Sandinisten" - 
und auch innerhalb des heterogenen Miskitovolkes - möglich sind 
oder sich abzeichnen. Sie wissen ja längst, daß ein "linkes Re- 
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gime" nur in die Fußstapfen des Stalinismus treten kann, 


überrascht und widerlegt wurden sie nun beide durch die Verhand- 
Tungen zwischen BrooklynRivera und Daniel Ortega: diejenigen, die 
meinten, man brauche keine andere Indianerpolitik, wie auch alle 
die, die eine Kursänderung den Sandinisten nicht im entferntesten 
zutrauten. Halten wir den Stand der Ereignisse fest: Am 8.12. ha- 
ben die Verhandlungen über ein Autonomiestatut und über die Land- 
frage in der kolumbianischen Hauptstadt Bogotä begonnen, Der für 
die Atlantikküste zuständige Kommandant, Luis Carriön, erklärte in 
der eigenen Parteizeitung Barricada, die Autonomieforderung Rive- 
ras sei "kein Problem" - vorausgesetzt sie gefährde nicht die "ter- 
ritoriale Integrität" Nicaraguas. BrooklwRivera hat sich zunächst 
zu einem Waffenstillstand bereiterklärt und - bei einem positiven 
Verhandlungsergebnis - auch dazu, mit der sandinistischen Zentral- 
regierung zusammenzuarbeiten und den Guerillakampf aufzugeben. 


Damit ist der Konflikt allerdings noch lange nicht beendet. Weder 
stehen alle sandinistischen Kommandanten hinter der Kehrtwendung, 
noch ist Riveras Konkurrent Steadman Fagoth ausgeschaltet, der wei- 
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ter die Sandinisten mit Waffen in die Knie zwingen will - gemeın- 
sam mit CIA und der aus Somozas alter Nationalgarde hervorgegange- 
nen FDN. Vor allem aber ist noch nicht klar, ob Rivera und Carriön 
denn das gleiche meinen, wenn sie von "Autonomie" reden. Niemand 
weiß, wieviel Spielraum die Entwicklung des Krieges für Kompromis- 
se läßt - längst ist ja der Konflikt an der Atlantikküste Teil des 
internationalisierten Krieges gegen die sandinistische Revolution 
insgesamt geworden. 


Doch um den Spielraum einer politischen Lösung auszuloten, um zu 
erklären, warum innerhalb der sandinistischen Regierung sich eine 
gänzlich neue Sichtweise zumindest vorläufig durchgesetzt hat, hier 
ein Rückblick auf das letzte Jahr: 


DIE INDIANERPOLITIK DER FSLN 1983 


Am 1. Dezember 1983 verkündete die sandinistische Regierung eine 
Amnestie für, so heißt es, alle diejenigen Indianer, die im Zusam- 
menhang mit dem Krieg an der Atlantikküste oder anderen sogenannten 
konterrevolutionären Aktivitäten in Haft sitzen. 307 Miskito werden 
tatsächlich freigelassen. Menschenrechtsorganisationen und die Mäh- 
rische Kirche sprechen allerdings von 30 bis 40 weiteren, die in- 
haftiert bleiben. Die Sandinisten versprechen sich von der Am- 
nestie ein Signal an die Rückkehrwilligen unter den 25 000 bis 

30 000 Miskito-Flüchtlingen, die in Honduras und Costa Rica leben; 
ein Signal auch an die beiden Organisationen MISURA und MISURASATA: 
Wenn sie den bewaffneten Kampf aufgeben, sollen ihre Mitglieder un- 
gehindert und ohne einer Anklage oder Verfolgung ausgesetzt zu 
sein, zurückkehren können. 


Doch die Amnestie scheitert: nur an die hundert kommen aus Honduras 
und noch weniger Miskito-Guerilleros von denen, die im Urwalddik- 
kicht um die Flüsse Rio Grande und Rio Prinzapolka gekämpft haben, 
stellen sich. Zum einen sorgt Steadman Fagoth mit seiner MISURA 
rasch dafür, daß wieder Angst herrscht unter denen - niemand weiß, 
wieviele es sind -, die das Angebot der Regierung annehmen würden. 
Knapp drei Wochen nach Verkündung der Amnestie besetzt MISURA mit 
etwa 300 Leuten das Miskitodorf Francia Sirpe und "führt" mehr als 
1.000 Bewohner teils freiwillig, teils unter Zwang nach Honduras. 
Mordanschläge MISURAs auf einige der wenigen dennoch nach Nicaragua 
zurückgekehrten indianischen Flüchtlinge waren den übrigen eine 
zusätzliche Warnung: Gingen sie zurück, dann in ein Kriegsgebiet. 


Auf seiten der Sandinisten war die Amnestie ein zwar positiver, 
aber doch viel zu kleiner Schritt weg von der bisherigen Politik, 
die auf Kontrolle angelegt war. Denn die eigentlichen Probleme 
blieben weiter ausgeklammert: Zuerst sollte die Miskito-Guerilla 
die Waffen niederlegen, dann - nach Ende des Krieges - sollten die 
Zwangsumsiedlungen rückgängig gemacht und ein Neuanfang zwischen 
Indianern und Zentralregierung gesucht werden. So spiegelte diese 
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Taktik im Grunde immer noch die alte Politik einer Integration der 
Indianer, deren Bedingungen von den Sandinisten bestimmt werden. 


DIE SANDINISTISCHE MISKITO-ORGANISATION 


Ein letzter Versuch dieser paternalistischen Richtung, mit der sich 
bis dahin vor allem der damalige Minister für die Atlantikküste, 
Kommandant William Ramirez, durchgesetzt hatte, war dann die Grün- 
dung einer FSLN-geführten Miskito-Organisation. Im Frühjahr hatte 
Hazel Lau - einziges Mitglied der MISURASATA-Führung bis 1981, das 
in Nicaragua geblieben war und mit den Sandinisten zusammenarbei- 
tete, ohne sich unterzuordnen - noch auf eine unabhängige Indianer- 
organisation gehofft, die aus einem Diskussionsprozeß in den Dorf- 
gemeinschaften hervorgehen würde. (siehe taz-Interview "Lernen mit- 
ten im Krieg", 26.5.1984) Die Wirklichkeit sah dann anders aus. 

Das "Organisationskomitee" für die Vorbereitung des Miskitokongres- 
ses wurde von FSLN-Kadern ("militantes") dominiert, und Hazel Lau 
"vergaß" man, zur Vorbereitungssitzung am 6. Juli einzuladen. 

Nicht zufällig sind die wichtigsten Initiatoren der neuen Organisa- 
tion Miskitos, die in den letzten Jahren von der Regierung einge- 
setzt wurden, um die nach den Umsiedlungen entstandenen Großdörfer 
zu leiten: Elena Hodgson (Sagnylaya), Fornes Rabonias (Columbus) 
oder Minerva Wilson Tsumubi 12)" die vorher Angestellte des Mini- 
steriums für die Atlantikküste (INNICA) gewesen war. 


Verständlich, daß die Organisation, die sich dann MISATAN ("Miski- 
to aslatakanka Nicaragua", also "Miskito gemeinsam mit Nicaragua") 
nennt, in den sandinistisch kontrollierten Großdörfern ent- 

steht und ihre Basis zunächst in den allmählich entstehenden 
Selbstverteidigungsmilizen dort besitzt. Doch die Gründung der 
Organisation wird so gesteuert, daß auch auf eine merkwürdige 
Weise die Mehrheit auf dem Kongreß bekommt. 


Nur zwei Lastwagen stellt die Regierung zur Verfügung, um die 
Delegierten am 21. Juli zum Tagungsort Puerto Cabezas, der einzigen 
Küstenstadt im Norden der Atlantikküste,zu transportieren - sämt- 
lich für die Abgesandten aus den (nahe beieinanderliegenden) Minen- 
städten und Großdörfern von Tasba Pri. Ihnen wird signalisiert, 

"so wie die Verantwortlichen" der Großdörfer zu stimmen. Der Kon- 
greß selbst findet unter den Portraits von Sandino, Carlos Fonseca 
und Rigoberto Lopez Perez (dem Dichter, der 1956 den ersten Somoza 
erschoß) statt und beginnt - mit dem Absingen der FSLN-Hymne. Um 
den Vorsitz von MISATAN bewirbt sich für die FSLN-Gruppe Fornes 
Rabonias und dagegen Hazel Lau - zu diesen Zeitpunkt immerhin Kan- 
didatin auf der FSLN-Liste für die Wahlen vom 4.. November, jedoch 
mit einer eigenständigen politischen Position, wie sie betont. Bei 
der Abstimmung kommt es zu einer De-facto-Blockwahl, nachdem die 
FSLN-Gruppe erklärt hat, als ehemaliges Mitglied der MISURASATA- 
Führung (der ja von den Sandinisten pauschal die Hauptschuld an 
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dem Konflikt an der Atlantikküste zugeschrieben wird) könne Hazel 
Lau nicht die neue Organisation leiten.Alle 26 aus der Tiefebene 
und von der unmittelbaren Küste angereisten Dorfgemeinschaften 
stimmten für Hazel Lau (auch nach den Umsiedlungen gibt es dort 
noch erheblich mehr Dörfer, die aber auf dem Kongreß nicht vertre- 
ten sind ); die 35 Dörfer aus dem Umkreis der Minen und Tasba Pri 
stimmen geschlossen für Fornes Rabonias. Als daraufhin die knapp 
unterlegene Minderheit Hazel Lau für die Vizepräsidentschaft vor- 
schlägt, wird der Antrag aus formalen Gründen von der sandinisti- 
schen Tagungsleitung (Rufino Lucas) nicht zugelassen. Daraufhin 
verlassen diese 26 Delegationen die Versammlung. 


Die FSLN hat sich damit. zwar auf den ersten Blick eine Miskito-Or- 
ganisation gesichert, die nach außen hin repräsentativ erscheint 
und die keine unbequemen Forderungen stellt. Das in Puerto Cabezas 
vorgelegte Grundsatzpapier (übrigens nicht einmal von einem Miskito 
verfaßt) beginnt mit dem Satz: "Die sandinistische Volksrevolution 
hat dem nicaraguanischen Volk die Möglichkeit gegeben, seine voll- 
ständige Befreiung zu erlangen." Es vermeidet die Frage nach einer 
regionalen Autonomie und gibt sich damit zufrieden,"die Partizipa- 
tion der Miskitos an den Entwicklungsplänen des Landes zu fördern! 
Vor allem aber für die Erklärung der Entstehung einer Miskito-Gue- 
rilla wird ein geradezu rassistisches Vokabular benutzt: Die Con- 
tra habe "das niedrige kulturelle Niveau unseres Volkes ausge- 
nutzt". 


Neue Hütten im Umsiedlungsdorf Tasba Pri 
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MISATAN ist dennoch nicht nur ein Papiertiger der FSLN-Regierung; 
sie existiert (wenn auch fast ausschließlich in den sandinistisch 
kontrollierten Großdörfern) und entspricht auch den Bedürfnissen 
eines Teils der dortigen Bevölkerung: derjenigen, vor allem jungen 
Leuten, die sich im Zuge der militärischen Polarisierung auf die 
Seite des sandinistischen Heeres geschlagen haben und mit diesem 
gemeinsam Tasba Pri gegen die Überfälle von Fagoths CIA-gestauerter 
Guerilla verteidigen wollen: Nur: Militärische Verteidigung bedient 
sich auch der politischen Polarisierung, der rigorosen Aufteilung 
in Sandinisten und Contras. Etwas anderes ist es, einen neuen Kon- 
sens zu suchen - eine Grundlage für das Zusammenleben von indiani- 
scher Bevölkerung und sandinistischer Revolution, die der CIA, der 
somozistischen FDN und Steadman Fagoth den Nährboden für ihren 
Krieg entziehen kann. Manipulation für fremde Ziele hält den Krieg 
ingang; aber möglich wurde er erst dadurch, daß manifeste Interes- 
sen der Indianer - an wirtschaftlicher, politischer und kultureller 
Selbstbestimmung - von der Revolution massiv verletzt wurden. 


DIE NEUE INDIANERPOLITIK 


Was hat nun die Mehrheit der sandinistischen Führung so kurz nach 
der MISATAN-Gründung bewogen, die Polarisierungspolitik (und damit 
MISATAN und ihren Schirmherrn William Ramirez) in den Hintergrund 
zu drängen und auf Verhandlungen mit dem bisherigen "Contra" Brook- 
]yn Rivera zu setzen? 


MISATAN kann zwar die Minderheit der sich als Sandinisten verste- 
henden Miskito organisieren und der sandinistischen Polstik damit 
einen begrenzten Zugang zu den Dorfgemeinschaften verschaffen, 
doch kann die Organisation kaum etwas dazu beitragen, den Krieg an 
der Atlantikküste zu beenden. Dafür ist vielmehr eine neue Kompro- 
mißfähigkeit notwendig, nicht nur der "Gnadenakt" einer Amnestie, 
sondern eine "Globallösung" (Rivera) der umstrittensten Fragen, 
von den Landgarantien bis zur nicht-zentralistischen Selbstbestim- 
mung der Region. 


MISATAN war gerade einen Monat alt, da traf sich im August Staats- 
chef Daniel Ortega am Rande der UNO-Konferenz in New York zu einem 
Frühstück mit BrooklynRivera. Bei der lange Zeit geheimgehaltenen 
Begegnung sicherte Ortega - so sagt der Miskitoführer - ihm im 
Prinzip zu, seine Vorbedingungen für eine Aufgabe des bewaffneten 
Kampfes zu erfüllen: Freilassung der restlichen Miskitohäftlinge, 
Pressefreiheit, schnelle Rückführung eines Teils der umgesiedelten 
Indianer (derjenigen, deren Dörfer nicht in Grenznähe liegen) und 
die Anerkennung seiner Organisation MISURASATA, 


Einig waren sich die beiden schnell in ihrem Szenario für die Be- 
endigung des Krieges an der Atlantikküste: Rivera bringt seine Leu- 
te zu einem Waffenstillstand, nachdem er bei einer offiziellen 
Reise in die Region mit allen Miskito hat frei sprechen können. 
Danach können Verhandlungen über die Land- und Autonomiefrage be- 


40 


ginnen. Ein konkretes Ergebnis hierbei wiederum soll Rivera den 
Flüchtlingen und Guerillakämpfern in Honduras vorzeigen, die heute 
noch unter dem Einfluß von Steadman Fagoth stehen - und sie zur 
Rückkehr über den Grenzfluß bewegen. 


Dieses Szenario erscheint einleuchtend, vergleicht man es mit der 
Alternative: der unabsehbaren Verlängerung des Krieges, in dem das 
sandinistische Heer eben nicht auf die Unterstützung durch eine 
Mehrheit der Bevölkerung zählen kann. Dennoch ist die plötzliche 
Kehrtwendung der offiziellen Politik nur zu verstehen, wenn man 
einbezieht, daß es in der FSLN-Führung immer schon unterschiedli- 
che Einschätzungen zum Problem der Atlantikküste gegeben hat. 


Schon im Oktober 1980, als Innenmifister Tomäs Borge in Bluefields 
anti-kubanische Demonstrationen der schwarzen Creole-Bevölkerung 
mit der Repression einer Elite-Polizeitruppe PDI beendte, gab es 
eine Gegenposition. Jaime Wheelock, der ebenfalls zur Neunerfüh- 
rung der FSLN gehört, wagte sich zu Fuß in die Schwarzenvierte] 
der Hafenstadt, diskutierte mit der Bevölkerung und wollte eine 
politische Lösung. Damals konnten er und der (ebenfalls der ehe: 
maligen "Proletarischen Tendenz" der FSLN entstammende) Vize-In- 
nenminister Luis Carriön nicht gegen die Phalanx der alten GPP- 
Fraktion ("Langer Volkskrieg") um Tomäs Borge und Planungsminister 
Henry Ruiz an, die traditionell die Kommandoposten an der Atlantik- 
küste besetzte (Manuel Calderön, William Ramirez) und die rasch zu 
militärischen Lösungen griff, wenn es brenzlig wurde. 


Heute haben Wheelock und Carriön vor allem Staatschef Daniel Orte- 
ga auf ihrer Seite, der schon seit langem als Pragmatiker und kom- 
promißfähig gilt, der seit seiner Wahl zum Präsidentschaftskandi- 
daten der FSLN aber auch seine Politik der "Öffnung" ungehinderter 
durchsetzen kann als zuvor. Nicht zufällig sind es Carriön und 
Ortega, die die Verhandlungen mit Rivera in die Hand genommen und 
den FSLN-Beauftragten für die Region, William Ramirez, und die 
seiner Politik entstammende MISATAN marginalisiert heben. Carriön 
trifft sich mit Rivera in Costa Rica, Ortega ruft ihn dort persön- 
lich an, als Rivera Anfang Oktober noch einmal zögert, der Einla- 
dung der Regierung Folge zu leisten. In der letzten Septemberwoche 
hat nämlich die Ramirez-Fraktion noch einen Vorstoß unternommen: 
Auf einem internationalen Indianerkongreß haben die MISATAN-Ver-.' 
treter sich vom"Weltrat der Indigenen Völker" zur einzig legitimen 
Miskito-Organisation erklären lassen und dafür gesorgt, daß Rive- 
ras Delegation - angeführt von Margarita Curbelo (bei MISURASATA 
verantwortlich für "internationale Beziehungen") - als "Contra" 
abgetan und vor die Tür gesetzt wird. 


Als Brookly Rivera dann am 20. Oktober in Managua eintrifft, emp- 
fangen ihn nur Ortega und Carriön zu einem Gespräch, William Rami- 
rez (der allerdings in der Konmandantenhierarchie auch eine Stufe 
unter den beiden Mitgliedern der "Nationalen Leitung" steht) ist 
nicht dabei. Er geht Rivera auch später in Puerto Cabezas aus dem 
Weg und läßt sich den Journalisten gegenüber verleugnen, während 


Riveras Reise von Carriöns Vertrautem Jos@ Gonzälez, Delegierter 
des Innenministeriums in ‘der Region, organisiert und begleitet 
wird. 


Und noch einmal versucht Ramirez gegenzusteuern. Nachdem Rivera in 
Puerto Cabezas vor etwa 1 500 Miskito sowie in zwei Dorfgemein- 
schaften und dem Umsiedlungsdorf Tasba Pri über seine Forderungen 
und MISURASATA gesprochen hat, ohne auf Widerspruch durch MISATAN- 
Anhänger zu stoßen, bereitet die sandinistische Miskito-Organisa- 
tion für den dritten Tag der Rivera-Reise eine verbale Konfronta- 
tion in den beiden Dörfern Columbus und Sumubila vor, die zu Tasba 
Pri gehören, Beide Male hat es Brookly Rivera sichtlich schwerer 
als zuvor, die Zuhörer für sich zu gewinnen. In Columbus wird er 
so lange durch spanischsprachige Zwischenrufe ("MISURASATA - Ver- 
räter!", "MISATAN presente!") unterbrochen, bis sein Begleiter vom 
Innenministerium den Anwesenden Riveras Redeerlaubnis bestätigt. 


MISATAN ist zu diesem Zeitpunkt in den von oben verfügten Kurs- 
wechsel offensichtlich nicht eingeweiht. Tage zuvor haben Managuas 
sandinistische Tageszeitungen Riveras Rückkehr noch als Bußgang 
nach Canossa dargestellt. So muß für sie das Selbstbewußtsein, 

mit dem Rivera jetzt in Begleitung von führenden Pastoren der 
Mährischen Kirche (wie Fernando Colomer und Presciliano Mercado) 
auftritt und seine Reden mit religiösen Heilserwartungen der Mis- 
kito verknüpft, provozierend sein. Die "neue Linie" von Carriön 
und Ortega jedenfalls ist für sie vorläufig unverständlich, 


Dennoch geht auch in Sumubila, der größten der Neusiedlungen, Ri- 
vera als Sieger aus dem Duell hervor. Als zwei MISATAN-Leute ihn 
scharf angreifen - Sumubila war im April von Fagoths Leuten Über- 
fallen worden - (und zwischen diesem und Rivera sehen die MISATAN- 
Anhänger, wie sie sagen, keinen Unterschied), da beginnen einige 
der vielleicht 500 Zuhörer die Kirche, in der die Versammlung 
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stattfindet, zu verlassen. Rivera kontert: "Ja, geht nur, gehen 
wir doch alle." Und tatsächlich dreht jetzt der größte Teil der 
Anwesenden den MISATAN-Rednern den Rücken zu und strebt dem Aus- 
gang zu. 


PERSPEKTIVEN DER AUTONOMIE 


Am 8. Dezember haben die Verhandlungen zwischen der Regierung und 
MISURASATA in Bogotä begonnen - unter der Schirmherrschaft des ko- 
lumbianischen Präsidenten Belisario Betancur, der selbst ein Ab- 
kommen mit "seiner" Guerilla abgeschlossen hat. (Vgl. LN 129) Wie 
groß dort der Spielraum für eine tragfähige Einigung ist, darüber 
kann bisher nur spekuliert werden. Ethnische Selbstbestimmung an 
der Atlantikküste stößt durchaus auf Hindernisse, für die auch Ri- 
vera noch keine praktikablen Modelle hat, wie die folgenden Inter- 
viewzitate zeigen (22.10.1984 in Puerto Cabezas). Kompromißformeln 
und Lösungen, die Bestand haben sollen, müssen sich erst in einem 
längeren Lernprozeß beider Seiten herausbilden. 


"Die Einführung eines Autonomi&statuts für diese Region wird not= 
wendigerweise ein gradueller Prozeß sein, Es gibt hier weder die 
Infrastruktur noch die wirtschaftlichen Ressourcen oder die ausge- 
bildeten Menschen, damit das schon definitiv festgelegt werden 
könnte", sagt Rivera. Die Regierung ihrerseits hat erst einmal 
eine Kommission eingerichtet, die mögliche Formen solcher Autono- 
mie oder Selbstbestimmung erarbeiten soll. Ihr gehören übrigens 
unter dem Kommandanten Luis Carriön die Miskito-Führerin und ge- 
wählte Abgeordnete der Verfassungsgebenden Versammlung Hazel Lau 
und der Wheelock-Vertraute Orlando Nufiez an, undogmatischer und 
unbestritten bester nicaraguanischer Soziologe; außerdem der Eth- 
nologe Galio Gurdiän, Chef des Forschungsinstituts für die Atlan- 
tikküste (CIDCA), das als "braintrust" für die Regierung gegründet 
wurde. Ein Postionspapier des CIDCA zur Autonomiefrage von 1983 
wurde von der damals dominierenden Ramirez-Fraktion in den Wind 
geschlagen. Zu der Kommission gehört auch ein Creole: Der eben- 
falls auf der FSLN-Liste gewählte (aber intern als kritisch gel- 
tende) Ray Hooker, der im September in die Gefangenschaft der 
MISURASATA-Guerilla geraten war und der während Riveras Besuch in 
Nicaragua dann zusammen mit seinen Begleitern gegen vier Miskito- 
häftlinge ausgetauscht wurde. 


An der Atlantikküste werden künftig Miskito-, Sumu- und Rama- 
Indianer genauso wie Creoles und spanisch-sprachige Campesinos 
zusammenleben müssen. Man werde, so sagt Rivera, "einen Mechanis- 
mus finden müssen, wo alle diese Leute teilnehmen und niemand dis- 
kriminiert wird, eine Struktur, die eine wirklich brüderliche und 
egalitäre Interaktion möglich macht." Eher eine regionale als eine 
indigene Autonomie der Indianer? Ja, auf diese Formel läßt er sich 
festlegen. Nur scheint dies selbst in der MISURASATA so klar nicht 
zu sein. Als ich vier Wochen zuvor mit Margarita Curbelo, zuständig 
für die Außenbeziehungen der Organisation, gesprochen hatte, war 
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sie noch der Auffassung, die anderen Bevölkerungsgruppen an der 
Küste müßten sich "an die Richtlinien von MISURASATA halten". Mei- 
ne Frage, ob sie sich damit nicht ähnlich verhielte wie die Sandi- 
nisten bislang ihnen gegenüber, verwirrte sie sichtlich - sie ver- 
sprach, darüber nachzudenken. 

Ungeklärt sind aber auch die Kompetenzen, die eine dezentral be- 
stimmte Autorität an der Atlantikküste gegenüber der Zentralregie- 
rung hätte. Eine der Hauptforderungen Riveras ist die "Selbstver- 
teidigung" nach außen. Er sei bereit, MISURASATAs jetzige Guerilla- 
gruppen auch gegen etwaige Invasoren von außen - Contras oder US- 
Truppen - kämpfen zu lassen. Vor allem solle das sandinistische 
Heer sich aus den indianischen Dorfgemeinschaften zurückziehen. In 
diesem letzten Punkt hat auch FSLN-Kommandant Carriön schen Kom- 
promißbereitschaft signa Jisiert (in einem Artikel in der Partei- 
zeitung Barricada). Die Staatsgrenzen und strategischen Objekte 
müßten allerdings dem Heer überlassen bleiben. Daß es noch Ausein- 
andersetzungen über die reale Kontrolle der Atlantikküste geben 
wird, hat nicht zuletzt ökonomische Gründe. Trotz der jahrhunder- 
telangen Ausbeutung von Naturressourcen durch englische, kanadi- 
sche und US-Firmen ist die Region eine potentielle Schatzgrube 

von metallischen Rohstoffen und Erdöl. Kurzfristig sind dazu vor 
allem der Holz- und Fischreichtum interesssant; für eine Wirt- 
schaft jedenfalls, die verzweifelt - und damit in der Vergangen- 
heit auch wenig von ökologischen Skrupeln gequält - nach kurzfri.- 
stigen Devisenquellen sucht. Hier gibt es reale Interessengegen- 
sätze vor allem zu den indianischen Bewohnern der Region, die auf 
ein ökologisches Gleichgewicht angewiesen sind. Denn auch wenn 
ihre Subsistenz- (also Selbstversorgungs-)wirtschaft längst nicht 
mehr überall intakt ist - beeinträchtigt von Umweltzerstörung, 
kulturellen Außeneinflüssen und dem Krieg -, so gehört sie doch 

zu ihrer heutigen Mischkultur, der Grundlage ihrer (eben ethnisch 
und nicht rassisch bestimmten) Identität. Ein multi-ethnischer 
Staat müßte daher das Überleben der Gesamtheit dieser Kultur ga- 
rantieren: die Subsistenzproduktion der Dorfgemeinschaften si- 
chern und wiederherstellen, wo es möglich ist und wo sie durch 
Kriegsereignisse - die Flucht, die Entführungen, die Umsiedlungen 
- unterbrochen wurde. 


Die große Unbekannte bleibt dabei noch der Krieg. Allmählich neue 
Formen des Zusammenlebens zwischen unterschiedlichen Ethnien ent- 
wickeln und sie auszuprobieren, das historisch begründete Mißtrau- 
en abzubauen - das geht nur, wenn der Krieg aufhört, wenn die po- 
larisierende Propaganda unnötig wird und wenn der zugrundeliegende 
Interessenkonflikt nicht mehr für fremde Interessen funktionali- 
siert werden kann: für den internationalen Krieg gegen die san- 
dinistische Revolution. Noch ist das Mißtrauen da; BrooklmRivera 
hat die Waffen bisher noch nicht niedergelegt. Aber er scheint 
denjenigen in der sandinistischen Führung, die sich jetzt durch- 
gesetzt haben, der einzige,der die verhängnisvolle Polarisierung 
auflösen und, die Miskito wieder zusammenbringen und ihre Funk- 
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tionalisierung aufheben kann.Der Preis für die FSLN wird die An- 
erkennung realer politischer Gleichberechtigung in einem multi- 
ethnischen Staat sein. Wenn sie ihn zahlt, dann ist der daraus re- 
sultierende Lerneffekt zwar unter dem Zwang des Krieges zustande- 
gekommen, bleibt aber dennoch eine Tatsache, die kaum so leicht 
als "taktische" Maßnahme wieder rückgängig zu machen wäre. 


Doch für diesen Neuanfang müßte es auch BrooklynRivera gelingen, 
sich gegen diejenigen durchzusetzen, die den Krieg gegen die 
Sandinisten lieber weiterführen wollen. Grund zu Hoffnung gibt 
es - aber der Konflikt an Nicaraguas Atlantikküste steht noch 
nicht vor seiner sicheren Lösung. 


Gesundheitsbrigaden für Nicaragua 
Wir suchen dringend 


AB SOFORT 


evtl. auch später für einen 
mindestens 6 monatigen 


a knen — ARZTE/INNEN 
name — KRANKENSCHWESTERN 
i /-PFLEGER 


(möglichst m. Fachausbildung) 


Kontakt: Gesundheitsladen Berlin, Gneisenaustr. 2 1000 Berlin 61 : Tel. 030: 693 20 90 
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Die ‘Soldaten Gottes’’, der Papst 
und die Revolution 


DIE JESUITEN TRENNEN SICH VON FERNANDO CARDENAL 


Ob er nun gegangen worden ist oder aber selbst die Konsequenzen 
aus den zahlreichen Pressionen gezogen hat - dieser Streit, in 
einigen Organen unserer ach so liberalen Medien mit der Genüßlich- 
keit alter Damen ausgetragen, die sich tuschelnd über die amourö- 
sen Abenteuer ihrer Enkel unterhalten, ist unerheblich, 


Wichtig an der Affaire ist vor allem, daß sie abermals einen 

Trend bestätigt, der seit der Inthronisation von Johannes Paul II. 
auf dem Stuhle Petri unverkennbar ist und zuweilen beängstigende 
Züge annimmt: das Gerangel zwischen dem Vatikan, der verkalkten 
Kirchenbürokratie und einem Teil des konservativen Epsikopats 
einerseits und weiten Teilen der Basiskirche, Anhängern der Theolo- 
gie der Befreiung und sozialen Problemen gegenüber aufgeschlossenen 
Geistlichen andererseits entscheidet sich Stück für Stück zugunsten 
der vatikanischen Fraktion. 


Was den Jesuiten-Orden angeht, der mehr als andere Ordensgenmein- 
schaften der unmittelbaren Kontrolle des Papstes untersteht, so 
hatten sich die "Soldaten Gottes", wie die Jesuiten halb spöttisch, 
halb bewundernd genannt werden, seit dem Abgang Pius XII. immer 
mehr den realen Problemen dieser Welt zugewandt. Unter der Führung 
ihres spanischen "Generals" Pedro Arrupe galten sie sogar als ver- 
dächtig linkslastig! In vielen wichtigen Fragen hatten die Jesuiten 
unter Arrupe eine andere Meinung als der Vatikan: Arrupe vertei- 
digte die Theologie der Befreiung, er stellte verschiedene harte 
Positionen der katholischen Morallehre als unzeitgemäß infrage, 

und er beurteilte das Verhältnis Christentum-Marxismus anders als 
die ängstlichen und kleingläubigen vatikanischen Hierarchen. Doch 


‚Arrupe wurde so schwer krank, daß er die Führung des Ordens nieder- 


legen mußte. Gegen den Willen weiter Teile des Ordens und ohne die 
Gremien der Jesuiten zu fragen, ernannte der Papst zwei eigene 
Administratoren, die die Aufgabe hatten, dafür zu sorgen, daß die 
Soldaten Gottes alle wieder in Reih und Glied marschierten. Zwar 
durften die Jesuiten slebst ihren neuen Generaloberen wählen, aber 
schon aus taktischen Gründen konnte es natürlich kein "fortschritt- 
licher" sein: man konnte ja schließlich den Oberboß nicht noch mehr 
provozieren,..Der Holländer Hans Kolvenbach gilt als Mann der Mitte. 
Aber wie das weltweit mit der Mitte so ist: wo sie ist, ist auch 
das Mittelmaß nicht weit. Und so ist denn den Jesuiten seither jene 
- zumindest in einigen Fragen - klare Linie verlorengegangen, die 
sie zur Hoffnung vieler aufgeschlossener Katholiken hatte werden 
lassen. 

Es ist bezeichnend, daß nun in Nicaragua nicht mit Maßnahmen gegen 
einen der drei Weltpriester in Regierungsämtern, sondern mit den 
Ausschluß des Jesuiten Fernando Cardenal, Erziehungsminister seines 
Landes, aus dem Orden begonnen worden ist. 
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GRENADA 


Wahlen in Grenade: Nach der ‘Hardware’ 
der Kanonen die 'Software’ der Demokratie 


OH, WHAT A LOVELY VICTORY! 


"Es ist das erste Mal", so kommentierte Ronald Reagan 

den Wahlausgang in Grenada, "daß einer marxistisch- 
leninistischen Regierung eine durch freie Wahlen autorisierte 
Kegıerung folgte". D 344 km? Boden für den Westen zurück- 
gewonnen durch Bomben und "freie Wahlen". Oh, what a 
lovely victory! "Nur weil das Grenada-Drama ein glück- 
liches Ende genommen zu haben scheint", warnt die Finan- 
cial Times, "sollte sich Washington nicht dazu verleiten 
lassen,zu glauben, daß es richtig gehandelt hat." Sie be- 
zieht sich dabei auf die kürzliche Rede von Verteidigungs- 
minister Weinberger, in der dieser sechs Beurteilungskri- 
terien für den Einsatz militärischer Gewalt im Ausland 
aufgezählt hat und darauf hinwies, daß die Operation Gre- 
näda alle erfüllte. Wasimmer man von diesen Kriterien 
halten mag - als Beispiele: Bedrohung der vitalen na- 
tionalen Interessen der USA oder ihrer Alliierten oder 
Militärgewalt als letztes Mittel - ein Kriterium wurde 
bestimmt erfüllt: die eindeutige Absicht zu gewinnen. 


Die Invasion von Grenada diente als Retourkutsche von 
Vietnam bis Libanon. Sie trug bei zu Ronald Reagans über- 
wältigendem Wahlsieg. Die wiedergewonnene Stärke und Ent- 
schlossenheit der US-Regierung unter Ronald Reagan und 
die Schlagkraftder US-Armee waren bewiesen. Endlich ein 
Krieg mit Sieg: Opium fürs amerikanische Volk. Selbst in 
Grenada kämpfende Marinesoldaten wußten nicht, wo Grenada 
liegt, und daß es nur 344 km? groß ist, 34 mal so klein 
wie Falkland. Ein Elefantengewehr zum Fliegenklatschen. 
Oh, what a lovely war! 


Mit denselben übermächtigen Mitteln und sicheren Sieges- 
absichten machten sich die USA dann daran, "demokra- 
tische Wahlen" durchzuführen, um ihrer Militäraktion 
nachträglich "Legitimation" zu verleihen. 
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Bei den,Wahlen am 3. Dezember auf der immer noch von 
ca. 650° amerikanischen und karibischen Truppen besetz- 
ten Insel gewann die New National Party (NNP) unter Führ- 
ung von Herbert Blaize, 66, Versicherungsmakler und 


GI's auf Barbados: "Auf in den Kampf!" 
MSEEEHEH FYIFERHEETTEHEREEFFEEH HE LHHHEHEHHHSHEHERFFERHEEEEH HLERHEEREFFHREHEE 


Rechtsanwalt, 6 Kinder, arthritisleidend, für kurze Zeit 
Chefminister in einer Kolonialregierung, 14 der 15 Parla- 
mentssitze. Der verbliebene eine Sitz ging an die Grenada 
United Labour Party (GULP) des ehemaligen, demokratisch 
gewählten, diktatorisch und mit Brutalität regierenden, 


von der Queen geadelten Sir Eric Gairy. 


Gairy hatte selbst nicht kandidiert, vermutlich weil er 
von den Besatzungsmächten nicht als Kandidat akzeptiert 
worden war. Allerdings wird spekuliert, daß er sich im 
Falle eines Wahlsiegs seiner Partei die Macht verschafft 
hätte, entweder durch späteren Rücktritt eines Abgeord- 
neten und anschließende Nachwahlen oder durch einen an- 
deren Coup aus seinem "dirty tricks department'. 


Die NNP war vor 4 Monaten auf amerikanische Anregung durch 
den Zusammenschluß zweier konservativer Parteien und ei- 
ner rechtssozialdemokratischen Partei gegründet worden. 
Die Gründung fand auf dem ausländischen Boden von Union 
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Island unter Anwesenheit führender Invasionsbetreiber 

wie Premier Adams aus Barbados und Premier Compton aus 
St. Lucia statt. Die US-Besatzungsmacht soll personell 
nicht vertreten gewesen sein, besorgte aber den Transport 
für den seltsamen Ausflug. Das aus den drei kleinen, alle- 
samt die kleine grenadische Mittelschicht repräsentieren- 
den Parteien gegründete neue Bündnis wurde dann von der 
mit allen demokratischen Wahltricks bestens vertrauten 
US-Besatzungsmacht mit Dollars und Träumen zu einem Wahl- 
sieg gepushed}; der alle Erwartungen und Polls übertraf. 
Acht bis zwölf Sitze hatte man der neuen Gruppierung 
höchstens zugetraut, denn Eric Gairys GULP war schließ- 
lich einmal die Partei der den größten Teil der Bevöl- 
kerung ausmachenden Landarbeiter und Bauern. Dem neu ge- 
gründeten Maurice Bishop Patriotic Movement (MBPM), ge- 
führt von dem ehemaligen Industrie- und Justizminister 
Kenrick Radix und dem ehemaligen Landwirtschaftsminister 
George Louvison, beide Angehörige der Bishop-Fraktion in 
der früheren Revolutionsregierung, wurde unter den ge- 
gebenen Umständen von keiner Seite große Chancen einge- 
räumt. 


Die Wahlbeteiligung war mit 85 % unerwartet hoch; 59 % 
gingen an die NNP, 35,8 % an die GULP und 4,9 % an das 
MBPM. Die Wahl wurde nach dem alten, am englischen Vor- 
bild orientierten einfachen Mehrheitswahlrecht durchge- 
führt, wonach derjenige Kandidat den Parlamentssitz 
erhält, der in seinem Bezirk die Mehrheit der Stimmen 
bekommen hat. 


GAIRY IST NICHT ”OUT” 


Bewertet man das Wahlergebnis allerdings nicht nach den 
errungenen Parlamentssitzen, sondern nach den Prozentan- 
teilen der abgegebenen Stimmen, wird der überwältigende 
Wahlsieg der NNP relativiert. 


Sir Erics GULP erhielt immerhın fast 36 % der Stımmen, 
soviel wie hierzulande zuweilen die SPD. Was bewog so 
viele Grenadier zu dieser Wahl? Alte Anhänglichkeit? An- 
geblich sollen sich immer nur wenige Dutzend und haupt- 
sächlich einfache alte Menschen zu seinen Wahlversamnm- 
lungen und Messen eingefunden haben. Faszinierte diese 
Wähler Gairys Redegewandtheit, sein Glanz, sein reli- 
giöses Pathos, sein Mystizismus, seine bunte smarte Er- 
scheinung? Jedenfalls mehr als die des farblosen, krän- 
kelnden, harmlosen Blaize. Herbert Blaize nach poli- 
tischen Führern wie Sir Eric und Maurice Bishop, das ist 
wie Ketchup nach 'hot-paepper-sauce'. Sagen sie viel- 
leicht, lieber den exzentrischen aber grenadischen Onkel 


49 


Gairy als den schwächlichen "amerikanischen" Blaize? 

50 wie sie nach dem Putsch sagten, lieber den verrückten 
Gairy als den machthungrigen, kommunistischen Coard. 
Sollte sich hier der wachsende Antiamerikanismus nieder- 


„eschlagen haben? 


Herbert Blaize und seine Frau Venecia 
1 j j ] in Interesse an 

icher gibt es viele Grenadier, die kein : A 
a N sdermehl haben und auch nicht für die NNP schwär- 
men, die aber ihre grenadischen Pappenheimer kennen und 


] 1 \ 'out' ist als noch vor 
issen, daß Sir Eric heute weniger OU is 
14 Monaten. So hielten sich lange die Befürchtungen, daß 
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Eric Gairy die Wahlen gewinnen würde. Nicht etwa, weil 
die Mehrheit ihn wählen würde, sondern weil viele über- 
haupt nicht wählen würden. Läßt sich so die hohe Wahlbe- 
teiligung und auch der hohe Sieg der NNP erklären? Haben 
viele die NNP gewählt als das kleinere Übel? Zum Teil 
sicherlich, aber sicher nicht nur. 


Die "Demokratie-Macher" aus den USA haben dieses Dilemma 
wohl schließlich auch genutzt, um die Splitterparteien 
zur Vereinigung zu treiben und die Menschen aus ihrer 
Wahlapathie herauszuholen. Hatten sie Gairys Partei als 
einzige Volkspartei vielleicht sogar eine Weile ge- 
'pushed'? Eric Gairy jedenfalls, nach seinem Sturz im 
kalifornischen Exil lebend, warb um die Gunst der USA 
mit verlockenden Angeboten. Er bot ihnen Grenada als 
Militärbase an und wollte den neuen Flugplatz Point Sa- 
lines nach Ronald Reagan benennen. Überhaupt sollte sich 
nach Gairy Grenada mehr nach amerikanischem Stil ent- 
wickeln. Die Abschaffung der Einfuhrbeschränkungen für 
Straßenkreuzer - so daß jeder endlich das Auto seiner 
Wahl fahren kann -, Erschließung ganzer Hügel für Luxus- 
villen, Pferderennplütze, Wasserparaden, Feiern zum ame- 
rikanischen Umabhängigkeitstag standen auf seinem Wahl- 
programm. 


Als Gairy verkündete, daß nicht nur der allmächtige Gott 
im Himmel, sondern auch Ronald Reagan höchstpersönlich 
die GULP protegiere, ließ Washington diese Seifenblase 
durch Dementi-Anzeigen in Zeitungen platzen. Auch 
dieses Debakel dürfte der NNP zu weiteren Stimmen ver- 
holfen haben. 


Heute, nach seiner Niederlage,ist Sir Eric von den USA 
bitter enttäuscht. Er wirft ihnen Unregelmäßigkeiten 
bei der Wahl vor. Seine Anhänger soll man mit Tinte, 
die nach einiger Zeit wieder unsichtbar wird, das Kreuz 
machen lassen haben und deren Wahlzettel vorher mit zu 
nächst unsichtbarer Tinte zugunsten der NNP angekreuzt 
haben. Der einzige Parlamentsabgeordnete der GULP trat 
deshalb zurück und Gairy will die Wahl anfechten. Dafür 
würde er sich sogar mit der MBPM zusammentun. Sir Eric 
glaubt an unbekannte Flugobjekte und jetzt an unsicht- 
bare und verschwindende Tinten. Wird ihm jemand glauben? 


WAHLZUSTÄNDE 


Die MBPM führt weniger mystische Gründe an, die die Wahl 
in Grenada zur demokratischen Farce machen. Sie fragt 
mit Recht, wie man unter den Augen einer alles kontrol- 
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lierenden ausländischen Militärbesatzung überhaupt von 
Wahl sprechen kann. Zur Bewachung der Wahllokale wurde 
sogar noch eine extra 160 Mann starke Truppe aus Barbados 
eingesetzt und selbst die Wahlurnen wurden von der Be- 
satzungstruppe zu den Auszählstellen gefahren. 


Die MBPM rechnete sich nach dem blutigen Putsch im Ok- 
tober 1983 nur wenig Gewinnchancen aus. Der Putsch hatte 
nicht nur die Führung der Revolution liquidiert, er hatte 
auch den Glauben der Menschen an die Ideale und Möglich- 
keiten der grenadischen Revolution genommen und damit 
auch eine Nachfolgepartei vorneweg diskreditiert. Die 
MBPM, die in ihrem Wahlmanifest die Fortführung der 
Politik und Programme der gestürzten Regierung ver- 
spricht,nahm trotz aller Schikanen an den Wahlen teil, 
um den Neubeginn der Bewegung zu legitimieren und zu le- 
galisieren. Ansonsten will sie:jetzt.erst-einmal..die 
Erfahrungen und Fehler aus der Zeit der Revolutionsre- 
gierung aufarbeiten und über Basisprojekte im Bildungs- 
und Ausbildungsbereich neues Vertrauen im Volk gewinnen. 


Die MBPM beantragte im Oktober bei dem Leiter der Wahl- 
behörde eine Verlängerung der Einschreibefrist für die 
Wahlen, um zögerlichen, traumatisierten Anhängern der 
Revolution noch eine Gelegenheit zur Wahl zu geben. Der 
Wahlleiter befürwortete das Ansinnen und wies es an Ge- 
neralgouverneur Scoon, den Chef der Interimsregierung 
weiter. Statt die Einschreibefrist zu verlängern wurde 
der Wahlleiter gefeuert und mit ihm 21 der 935 Mitar- 
beiter der Wahlbehörde, die wegen der Entlassung ihres 
Chefs gestreikt hatten. 


DER ’PSYOPS’-EFFEKT 


Die MBPM hatte nicht nur wegen des Traumas ihrer poten- 
tiellen Anhänger einen schweren Stand bei den Wahlen. 
Gleich nach der Invasion erklärten die Besatzer, daß 

sie eine Partei mit revolutionären Inhalten nicht dulden 
würden. So wurden sie denn auch das bevorzugte Objekt 
für 'PSYOPS' (Marines psychological operations). 


Die neue Bewegung und die Revolution wurden durch Lügen 
denunziert. Mitarbeiter und Sympathisanten wurden im- 

mer wieder festgehalten und verhört, ihre Pässe wurden 
abgenommen, ihre Post geöffnet, ihre Telefone abgehört, 
im Garten von Kenrick Radix ging im Juni eine Bombe hoch, 
seiner guayanesischen Frau wurde die Einreise verweigert, 
keine Druckerei wollte ihre Zeitung, die Indies Times 
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drucken, bei Wahlversammlungen wurde der Strom abge- 
dreht. Bei aller Liebe, wer könnte sich im Angesicht 
einer allmächtigen Besatzungsmacht eine derart diskrimi- 
nierte Partei an der Regierung vorstellen. 


Der ''PSYOPS'-Effekt hat der NNP mit Sicherheit einen be- 
trächtlichen Teil der MBPM-Wähler eingebracht. 


DOLLARS UND KNOW-HOW 


Einen weiteren Teil verdankt sie,den professionellen 
Wahlmachern. Die New York Times "; "Nachrichtenagen- 
turen berichten, daß Washingtoner Gruppen, die der Repu- 
blikanischen Partei und der AFL-CIO (konservativer Ge- 
werkschaftsdachverband) nahestehen, mit Zehntausenden 
von Dollars die Grenadier zur Teilnahme an den Wahlen 

am Montag ermunterten. ... Ausländische Diplomaten und 
viele Grenadier glauben, daß die Hauptnutznießer die von 
der NNP angeführte Koalition sein wird." 

Verschiedene andere politische Institute und Gewerk- 
schaftseinrichtungen schickten lt. New York Times weitere 
Zehntausende von Dollars zur Einrichtung von Bewußtseins- 
bildungsgruppen, öffentlichen Diskussionsprogrammen, 

für die Herstellung von Wahlplakaten und Pamphleten, 

aber auch für T-shirts, Autoaufkleber, Kugelschreiber, 
Buttons. 


Ein Mr. Blackwell, so berichtet die NYT weiter, der für 
Präsident Reagan 1980 die Jugendlichen Wähler mobilisierte, 
hatte zur Unterstützung der NNP ein kleines, privat fi- 
nanziertes Team von politischen Operatoren nach Grenada 
geschickt. 


"Eine Wahl für den großen Zahlmeister" lautet der Titel 
eines Artikels in der Londoner Times“, in dem es heißt: 
Nur die NNP hat ein elegantes Neon-Leuchtzeichen über 
ihrem Hauptquartier hängen; nur die NNP verteilt T-shirts, 
Posters, Stickers, Buttons; nur die NNP benutzte Spruch- 
bänder und Lautsprecher und als "Touch of Americana" 

und "fast vulgäre Geste der Extravaganz in einem so armen 
Land" zog ein Flugzeug ein NNP-Spruchband über die Insel. 


TRAUMA UND TRÄUME 


Der Militärputsch und die Invasion haben die Grenadier 

in vieler Hinsicht traumatisiert. Sie empfanden ihr ehe- 
maliges, durch die Revolution errungenes Selbstver- 
trauen und Selbstwertgefühl, ihr Vertrauen in ihre eigene 
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Kraft plötzlich als Hybris. Wie konnte ein so kleines 
armes unterentwickeltes Volk im Angesicht des mächtigen 
Nachbarn im Norden und der argwöhnischen karibischen Nach- 
barn es wagen, seinen eigenen sozialistischen und 
eigenen demokratischen Wea zu gehen? Was folgte, war 

eine tiefe kollektive Depression, ein fückfall ins Kind- 
stadium. 51. Staat der USA wollten manche Grenadier 
werden oder wieder britische Kolonie. "Wir sind nicht in 
der Lage, uns selbst zu regieren", sagte ein junger 
Bishop-Anhänger kurz nach der Invasion. 


Dieser Hybris-Effekt trug bestimmt sein Teil bei zum 
Wahlsieg des "amerikanischen" Kandidaten. Das Schuld- 
gefühl schlug sich in artigem Wahlverhalten nieder. Die 
Artigkeit ihrerseits erwartet Belohnung. Diese Erwar- 
tung der Grenadier beschreibt der Times Korrespondent 
so: "Amerika kann alles. Es kann die Lichter brennen 
lassen, es kann die kaputten Straßen reparieren, es 
kann der Mückenplage Herr werden, es kann Wasserhähne 
funktionieren lassen und die Bananenkrankheit ausrotten. 
Vorbei sind die Zeiten von 'self-help' und Selbstbe- 
wußtsein. 


Stattdessen hofft man auf US-Investitionen und Ent- 
wicklungshilfe, um die kritische wirtschaftliche Lage 
(40 % Arbeitslosigkeit) zu verbessern. Aber haben die 
USA daran ein Interesse? 


Ihr Hauptanliegen bei der Invasion war die Zerschlagung 
eines schulemachenden revolutionären Modells in der Ka- 
ribik. Ihr Hauptanliegen bei der grenadischen Wahl war 
die Rechtfertigung ihrer Invasion. Wenn die USA ihre 
finanziellen Versprechen nicht einlösen, wird die neue 
Regierung einen schweren Stand haben. Premierminister 
Blaize' erste Amtshandlung nach der Amtseinführung 

war, die Amerikaner zu bitten, ihre Soldaten weiterhin 
auf Grenada zu lassen. Seine Regierung wird diese 
Krücken brauchen, wenn sich die wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten nicht bessern und die soziale Unzu- 


friedenheit weiter anwachsen wird. 


1) Intern. Herald Tribune 5.12., 2) Financial Times 5.12., 
3) Newsweek 17.12., 4) in Intern. Herald Tribune 4.12. 

5) Times 6.12. Weitere Quellen: Caribbean Contact, ila- 
Info Nov./Dez. 84, TAZ 20.10. und 1.12., Grenada und die 
"Wiederherstellung der Demokratie” Karibik Informations- 
zentrum Hamburg, Nernstweg 32, HH 50. 
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Gegen eine Mauer von Zynismus 


In der letzten Nummer berichteten wir über eine Demons- 
tration von Angehörigen von Verschwundenen. In diesem 
Bericht wird ein Gespräch wiedergegeben, das der/die 
Berichterstatter mit einer Gruppe von Angehörigen führ- 
te. Diese Frauen und Männer haben sich zusammengeschlos- 
sen, um - vergleichbar den argentinischen Müttern der 
Plaza de Mayo - öffentlichen Druck auf die Regierung 
auszuüben. 


Der Kampf der guatemaltekischen "Gruppe Gegenseitiger 
Hilfe" für das Wiedererscheinen ihrer verschwundenen 

und entführten Familienangehörigen gewinnt zunehmend 

an politischem Einfluß.- 


Im Versammlungsraum der 'Friedensbriga de', einer auf 
Mahatma Gandhi zurückgehenden internationalen pazifi- 
stischen Organisation, die sich während der Regierungs- 
zeit des Sektenpredigers, General Rios Montt, in Guate- 
mala-City niederließ, kommen an jedem Samstag Nachmit- 
tag zwischen 60 und loo Personen zusammen. Es sind Men- 
schen unterschiedlichster sozialer Herkunft und Alters- 
stufe. Frauen überwiegen, Frauen in traditioneller in- 
dianischer Tracht ebenso wie distinguierte Damen der 
oberen ladinischen Gesellschaftsschicht. Und natürlich 
sind zahlreiche Kinder darunter. 


Eine ältere Dame, der schon nach den ersten Sätzen die 
Redeerfahrenheit vieler öffentlicher Veranstaltungen an- 
zumerken ist, hat das Wort ergriffen und versucht, den 
hier Versammelten Trost durch Gottes Wort zuzusprechen. 
- Ist die 'Grupo de Apoyo Mutuo por es Aparecimiento 

con Vida de Nuestros Esposos, Padres, Hijos, Hermanos', 
die am 5.Juni d.J. gegründete 'Gruppe gegenseitiger 
Hilfe' nichts anderes als eine neue sektiererische 
Strömung im Spektrum von derzeit über 200 religiösen 
Gruppierungen in Guatemala? - 


Unsere Frage richtet sich an Ninette Montenegro de 
Garcia, Vorsitzende dieser noch jungen Organisation. 
Ihr Mann, der Gewerkschafter Fernando Garcia, wurde am 
18. Februar 1984 von Sicherheitskräften in der Haupt- 
stadt entführt und ist seitdem verschwunden. 
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"Wir haben uns zusammengetan, um uns gegenseitig im 
Kampf um das Leben unserer verschwundenen und verhafte- 
ten Angehörigen zu unterstützen,' ist ihre Antwort. 
''Jeder gibt dabei das, was er zu geben imstande ist. 

Da wird keinerlei Beschränkung ausgeübt. Und eben dies 
bewirkt auch, daß wir von überallher Zulauf erhalten. 
Es kommen Angehörige politischer Opfer aus den entle- 
gensten Gebieten des Landes. Und nachdem unsere Arbeit 
zum erstenmal in den Tagesnachrichten des Fernsehens 
dargestellt wurde,passiert es häufig, daß uns die 
Menschen sogar auf der Straße ansprechen', 


Frau Garcia berichtet dann, was so oder ähnlich zahl- 
lose Frauen empfunden haben mögen, deren Söhne oder Ehe- 
männer Opfer der Politik des Verschwindens geworden 
sind, einer Terrorpraxis, die sich in den Militärdik- 
taturen Lateinamerikas immer mehr zur Norm politischer 
Repression entwickelt hat: Trotz des anfänglichen 
Schreckens und der Angst kehrt immer wieder ein biß- 
chen Hoffnung zurück, daß der Enttührte doch noch lebt. 
Diese Hoffnung motiviert die Angehörigen, Schritt für 
Schritt ihren demütigenden und fast immer ergebnislosen 
Weg durch die Institutionen der Macht zu gehen, nachzu- 
forschen in Polizeidienststellen und Militärkommandatu- 
ren, bei den Sicherheitsorganen, der Justiz, im Innen- 
ministerium, - in Leichenschauhäusern... - 


"Im Umgang mit den Schergen der Macht ist es, wie wenn 
du gegen eine Mauer von Zynismus und Menschenverachtung 
anrennen müßtest", sagt Frau Garcia und zitiert den 
Pressesprecher des Staatschefs, Celado Carillo, der die 
ersten Veröffentlichungen der 'Grupo de Apoyo Mutuo' 
folgendermaßen kommentierte: "Ein paar Fälle von Ver- 
schwundenen sind vielleicht real, aber die meisten sind 
frei erfunden. Vielleicht sind sie zu den Guerilleros 
gegangen!" 


"Es ist ein psychologischer Krieg gegen die Bevölkerung”, 
sagt Frau Garcia. "All diese vergeblichen Anstrengungen 
etwas über den Verbleib des Menschen in Erfahrung zu 
bringen, der dir am nächsten steht, erschöpfen sich ir- 
gendwann in einem übermächtigen Gefühl der Hilflosig- 
keit,der Ohnmacht und der Hoffnungslosigkeit. 


Dies ist der Punkt, an dem der staatliche Terror im 
Begriff ist, dich psychisch zu zerstören, deine Wider- 
standskraft zu zerbrechen. Doch hier setzt auch die 
Kraft der Gruppe an, die den Einzelnen wieder aufzu- 
richten vermag. Wir machen die Erfahrung, daß es gemein- 
sam weitergeht. Aufs neue wiederholen wir unsere For- 
derungen, erbitten Gehör bei den staatlichen Autoritä- 
ten, treten immer wieder an die Öffentlichkeit.'"- 


56 


In der kurzen Zeit ihres Bestehens hat die Gruppe 
'Gegenseitige Hilfe! Erstaunliches geleistet. Nahezu 
wöchentlich weisen bezahlte Anzeigen in der Tagespresse 
auf die Opfer der politischen Repression hin, erschei- 
nen "offene Briefe! und Protesttelegramme, wird über 
Pressekonferenzen, Veranstaltungen, Audienzen mit Ver- 
tretern von Kirche, Staat und Gesellschaft berichtet. 
Unter den Gesprächen mit ausländischen Besuchern hatte 
das mit dem UNO-Sonderberichterstatter für Guatemala, 
Lord Colville of Culross, vielleicht bislang die fol- 
genreichste Wirkung. Der erzkonservative, dem Militär- 
regime gegenüber positiv eingestellte Diplomat scheint 
von der Begegnung mit den mutigen Frauen nicht unbeein- 
druckt geblieben zu sein! 


Doch besteht nicht gerade wegen des relativ großen Auf- 
sehens, das die 'Grupo die Apoyo Mutuo' nervorgerufen 
hat, um so mehr die Gefahr, daß sie selbst zum Ziel der 
politischen Verfolgung wird, wie es mit einem ihrer 
Vorläufer, dem Komitee der Familienangehörigen "21. 
Juni 1980" geschah?- 


Dieses Komitee wurde deshalb zerschlagen, weil es das 
Regime in zu offener Form der fortgesetzten Verbrechen 
angeklagt hatte. Aus demselben Grunde existiert heute 
auch die gewerkschaftliche Dachorganisation CNUS nicht 
mehr, der bis vor zwei Jahren noch über 600 Einzel- 
gewerkschaften angehört hatten. Fast ihre gesamte 
Führung wurde ermordet oder floh ins Ausland. Nach sechs 
Jahren systematischer Verfolgung jeglicher politischer 
Opposition in Guatemala gibt es faktisch keine ge- 
schlossen organisierte demokratische Kraft mehr, die 
in der Lage wäre, offen ihre Stimme zu erheben. 


Noch am 24.10. 1984 erklärten der mexikanischen Tages- 
zeitung 'Uno mas Uno' zufolge die beiden englischen 
Parlamentsabgeordneten, Lord Avebury von der Liberalen 
und Anthony Lloyd von der Labour -Partei nach fünftä- 
gigem Aufenthalt in Guatemala, "....da.:ß die Zahl der 
Menschenverschleppungen gegenüber dem Vorjahr zugenonm- 
men hat, daß die Militärbehörden über den Verbleib der 
Verhafteten und Verschwundenen keine Auskunft geben und 
die Präsenz der Armee im Landesimiern Ausmaße angenom- 
men habe die einer militärischen Besatzung gleichkommt.'" 
- Während der vergangen 30 Jahre sei die Zahl der poli- 
tischen Opfer in Guatemala auf 100.000 und die der Ver- 
schwundenen auf 38.000 angestiegen, erklärten die bei- 
den Politiker. 

In diesem Klima breitester politischer Verfolgung ge- 
hört die "Gruppe gegenseitiger Hilfe' zu den wenigen 
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Initiativen, die noch legal und in aller Öffentlichkeit 
arbeiten, 


"Aber wir machen uns keinerlei Illusionen darüber, daß 
über kurz oder lang unsere Arbeit plötzlich zunichte 
gemacht werden kann'', sagt die Vorsitzende der Gruppe. 
Mit der Möglichkeit eines unerwarteten Vernichtungs- 
schlages rechnet auch die vierköpfige Vertretung der 
'Friedensbriga de', die für Versammlungen der Gruppe 
ihr Haus zur Verfügung stellt. 


An Warnungen in dieser Hinsicht fehit es nicht.'Be- 
stellt Euren Freunden von der 'Grupo de Apoyo Mutuo'', 
daß wir ihnen demnächst einen Besuch abstatten werden," 
hatte ein Rollkommando des "Departamento de Investi- 
gacion Tecnica' - DIT -, die politische Polizei, bei 
einem Überfall auf die Gewerkschaftsgruppe des Unter- 
nehmens CAVISA gesagt.- Solche Einschüchterungsversu- 
che gehören ebenso zum ständigen Zermürbungskrieg wie 
anonyme Telefonanrufe bei den Gruppenmitgliedern. 
Etwa folgender Art:'" Sie suchen doch Ihren Mann.-Wir 
haben eine Nachrichte über ihn. - Sie können seine 
Leiche da und da abholen...". 


Dennoch ist bislang niemandem aus der Gruppe ernsthaft 
etwas geschehen. Aus seiner derzeitigen Position der 
Stärke heraus ist das Regime im Moment auch bestrebt, 
den Eindruck einer sogenannten "demokratischen Öffnung" 
aufrechtzuerhalten und sein geschädigtes Ansehen wieder- 
herzustellen. Diesem Ziel dienten u.a. die im Juli d.J. 
durchgeführten Wahlen zu einer Verfassungsgebenden 
Versammlung und die Freilassung einer Anzahl der von 

den militärischen Sondertribunalen zu Unrecht Verurteil- 
ten. 


Daß die offene Arbeit der Gruppe z.Z. überhaupt möglich 
ist, ist also zu einem großen Teil der Gunst der’ Stunde 
zuzuschreiben, zum anderen aber auch ihrem taktisch klu- 
gen Vorgehen: Sie fordern keinen Machtwechsel, sondern 
nur die verfassungsmäßigen Rechte; sie greifen dasRegime 
nicht direkt an, sondern zählen nur indirekt seine 
Verbrechen auf, indem sie fortwährend die Namen und 
Daten der Verschwundenen veröffentlichen. Trotzdem ver- 
steht jeder diese Anklagen. 


"Vielleicht liegt unser bester Schutz darin, daß das 
Ausland immer mehr auf uns und unsere Arbeit aufmerksam 
geworden ist, '" vermutet Frau Garcia. "Darum haben wir 
eine große Bitte an Euch: Berichtet über uns, macht bei 
Euch bekannt, was in Guatemala geschieht!" 
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Richtigstellung 


Unter dem Titel "Der Herbst des Deutschen Entwicklungs- 
dienstes" hatten wir in LATEINAMERIKA NACHRICHTEN Nr. 131 
(November 1984) geschrieben: Auch in nächster Zeit wird man 
noch ganz gut als Entwicklungshelfer in dieser Institution 
arbeiten können, wenn man einfach so selbsibewußt ist, die 
Alternativbewegung in diesen Apparat hineinzutragen. 


Im darauf folgenden Absatz hatten wir Interessenten an die 
"Unabhängige Vereinigung ehemaliger und aktiver Mitarbeiter 
des DED e.V." verwiesen, 


Inzwischen erreichte uns ein Schreiben dieser Vereinigung 
mit der Bitte um folgende Richtigstellung: 
"Wir möchten klarstellen, daß es nicht Zweck und Aufgabe 
der Vereinigung ist, Interessenten an den DED zu vermit- 
teln, aus welcher Bewegung sie auch immer kommen mö- 
gen." 


In $ 2 der Satzung der Vereinigung wird der Vereinszweck 
wie folgt definiert: 

"Ziel des Vereins ist es, entwicklungspolitische Fragen in 
der Bundesrepublik Deutschland aufzugreifen und die Forder- 
ungen der Dritten Welt in die Diskussion um das Verhältnis 
der Bundesrepublik zur Dritten Welt hineinzutragen. 

Der Verein setzt sich ein für die nationale Unabhängigkeit 
und wirtschaftliche Eigenständigkeit dieser Länder sowie das 
Recht ihrer Völker, ihr Schicksal in die eigenen Hände zu 
nehmen. Er setzt sich ein für die von der Dritten Welt gefor- 
derte neue Weltwirtschaftsordnung. 

Er wendet sich gegen Kolonialismus, Rassismus, Ausbeutung 
der Dritten Welt sowie alte und neue Abhängigkeiten. Er will 
praktische Solidarität mit den Völkern der Dritten Welt üben. 
Auf der Grundlage der praktischen Erfahrungen der Entwick- 
lungshelfer will er dazu beitragen, Vorurteile und Klischees 
über die Dritte Welt abzubauen ." 


Ohne die Richtigstellung in Frage stellen zu wollen, bleiben 
wir bei der Meinung, daß es weiterhin sinnvoll ist, mit dem 
dazu notwendigen Selbstbewußtsein die Alternativbewegung 
in den DED-Apparat hineinzutragen. (Den vom BMZ gewünsch- 
ten stromlinienförmigen Technokraten ist die Alimentierung 
durch den DED sowieso zu niedrig.) Und wir halten es weiter- 
hin für wichtig, daß Interessenten sich bei ehemaligen DED- 
Entwicklungshelfern informieren. 
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Deshalb geben wir nochmals die Adresse der "Unabhängigen 
Vereinigung von ehemaligen und aktiven ‚Mittarbeitern und 
Mitarbeiterinnen des DED e.V." an: 

c/o Jennerjahn, Fredericiastr. 11, 1000 Berlin 19 (030/3028743) 


Hernän Quiroz: beispielhaft für 
die Politik der Einheit 


Letzten Sonntag nacht ist ganz unerwartet unser Genosse 
Luis Hernäan Quiroz Gäceres gestorben. Trotz der Krankheiten, 
an denen er litt, hatte niemand von uns mit seinem Tod ge- 
rechnet. 


Hernäan ist 1936 geboren worden. Mit zwanzig Jahren begann 
er, als ‘Arbeiter bei dem Metallbetrieb MADECO, einem der 
größten metallverarbeitenden Betriebe Chiles, zu arbeiten. 
Dort fiel er nicht nur durch seine beruflichen Fähigkeiten 
auf, sondern auch durch sein Eintreten für die Sache der 
Arbeiter, der er von dieser Zeit an seine Tatkraft und seine 
Energie widmet. 


Sein Bedürfnis und Wunsch, sich weiter zu bilden, läßt ihn 
Studien an der Universidad Tecnica del Estado absolvieren, 
nach denen er an seinem Arbeitsplatz als Technischer Überwa- 
cher arbeitet. 


Wie viele, die mit ihm kämpften, erlebte Hernän 1970 die 
Freude über den Wahlsieg Salvador Allendes und über die 
beginnende sozialistische Umwälzung in Chile. Für die poli- 
tische Sache, für die er sich seit seiner Jugend einsetzt, ver- 
stärkt er seinen persönlichen Einsatz. 


Als einer, der aktiv an den verschiedensten Aktivitäten dieser 
bewegten Zeit des politischen und gesellschaftlichen Kampfes 
in Chile beteiligt ist, erlebt er die Schaffung des gesell- 
schaftlichen Bereichs in der Wirtschaft, die Intervention von 
Unternehmen, die "cordones industriales", in einem, die offene 
Konfrontation der gemeinsam agierenden bürgerlichen Kräfte 
gegen die Arbeiter und ihre sozialistischen Vorstellungen. 


Hernan übernimmt in dieser Zeit unter anderem das Amt des 
Interventors bei der Firma SOPROLE, wo er sich voll für das 
Gelingen der wirtschaftlichen Vorhaben der Unidad Popular 
einsetzt. 


Die Niederlage des 11. September 1973 erweist sich als eine 
Situation, in der Hernän für seine politische Haltung zu be- 
zahlen hat: Er entgeht nicht der wütenden Repression der 
Diktatur und wird für 2 Jahre ins Gefängnis gesteckt, ohne 
daß sein Kampfgeist dadurch gemindert werden kann. 
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Die Jahre nach der Entlassung aus dem Gefängnis sind für 
Chile geprägt von politischer und wirtschaftlicher Repression 
der Diktatur gegen die Arbeiterschaft. Die daraus für Hernan 


1? a; “ 1 
und seine Familie folgenden Schwierigkeiten lassen ihn und 
seine Gefährtin Luisa zu der Entscheidung kommen, das Land 
zu verlassen, um vor allem ihren Kindern ein menschenwürdi- 


ges Leben zu ermöglichen. 


1980 kommt Hernän mit seiner Familie nach Westberlin, wo 
er politisches Asyl erhält. 


Von Beginn an setzt er sich mit seiner ganzen Kraft für die 
Zusammenarbeit von nicht in Parteien organisierten Chilenen 
und organisierten Chilenen im Berliner Exil ein. Er ist ent- 
scheidend an der Gründung der "Frente de Solidaridad Laura 
Allende', dem Zusammenschluß der der Chilenen in Westberlin 
beteiligt, deren Vorsitzender er wird. Hernän investiert seine 
Energie in die Solidaritätsarbeit. Mit politischer Klarheit 
trägt er immer wieder seinen Standpunkt vor, daß ein ‚Zusam- 
mengehen der chilenischen Linken und der Chilenen im Exil 
notwendig ist. Wer die Schwierigkeiten innerhalb des chile- 
nischen Exils kennt, weiß, wie wertvoll sein Aufruf war, den 
einzelnen Gruppen- und Individualinteressen die höheren In- 
teressen des Kampfes gegen die Diktatur in Chile voranzustel- 
len. 

Aus diesem Grund verteidigte er entschieden die Frente Laura 
Allende. Für ihn war sie ein Zusammenschluß der Einheit 
mit pluralistischer Struktur, in der alle Platz haben, die 
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für die Befreiung Chiles von der Militärdiktatur, für das 
Ende der Abhängigkeit vom Ausland, für Demokratie und so- 
zialen Fortschritt sind, unabhängig von ihrem (parteipoliti- 
schen) Standpunkt. Hernan sah die Notwendigkeit von politi- 
schen Organisationen und respektierte sie vollständig. Sein 
Ziel war es, daß innerhalb der Frente Laura Allende alle 
Strömungen Platz und Ausdruck finden konnten, die die chile- 
nische Linke aufweist. 


Seine geistigen Interessen waren stark mit seiner politischen 
Haltung verbunden. Dies ließ ihn die chilenische Studiengrup- 
pe für Politik mit aufbauen, innerhalb derer er seine Erfah- 
rungen einbrachte und in die er die Bereitschaft trug, von 
den Erfahrungen der anderen zu lernen. 


In der solidarischen und brüderlichen Diskussion und in der 
sich daraus entwickelnden Freundschaft haben wir Hernän 
sehr nah kennengelernt, die Festigkeit seiner politischen 
Überzeugung, auch sein kritisches Denken und sein Streben 
nach dem, was als "el hombre nuevo" bezeichnet worden ist. 


Sein Tod ist für die Solidaritätsarbeit und für unseren poli- 
tischen Diskussionszusammenhang ein großer Verlust; uns als 
seinen Freunden hat er ohne Vorwarnung einen unserer besten 
Genossen genommen. 


Wir glauben, daß wir unseren Genossen Hernan am besten 
dadurch ehren können, daß wir unser Eintreten für die Sache 
der Arbeiter in Chile und für die Einheit des chilenischen 
Exils in Westberlin durch Unterstützung der Frente Laura 
Allende festigen. 


Hernän, in unseren politischen Kämpfen wirst Du leben. 


Chilenische Studiengruppe für Politik 


Berlin, im Dezember 1984 
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Im Namen des Fortschritts 


Filme zur Dritten Welt von Troeller/Deffarge 


"Bis Ende 1973 waren unsere Filme in erster Linie Reportagen 
zu aktuellen Anlässen: Guerilla, Revolution, Krieg. Vorausgegangen 
waren seit 1952 weit über 100 Artikel und Photoreportagen, die 
- ebenso wie die Filme - fast ausschließlich Probleme der Dritten 
Welt behandelten. Über zwanzig Jahre waren wir Zeugen des zersetz- 
enden Einflusses geworden, den der kulturelle und wirtschaftliche 
Imperialismus der Industrienationen auf die Völker der Dritten 
Welt hat. Wir hatten Länder vor der Unterentwicklung kennengelernt 
(Jemen, Oman) und erlebt, wie diese erst einsetzt, wenn die Wirt- 
schaft eines Landes auf die Bedürfnisse einer stärkeren Wirtschaft 
ausgerichtet, d.h. in den Welthandel eingegliedert wird. Wir hatten 
Kulturen studiert, deren eigenständige Entwicklung blockiert wurde, 
weil die westliche Zivilisation zum Maß aller Dinge ernannt worden 
war und die einheimischen Machthaber sich ihrer Völker schämten, 
solange sie nicht Karikaturen der Weißen aus ihnen gemacht hatten 


Wir hatten erfahren, daß westlicher Ethnozentrismus und blinder 
Fortschrittsglaube das Verständnis fremder Kulturen unmöglich 
machen und verantwortlich sind für das politische, kulturelle und 
wirtschaftliche Chaos in der Dritten Welt. Um diese und andere 
Erfahrungen zur Diskussion zu stellen, begannen wir 1974 mit einer 
Serie von Filmen, in der wir versuchten, den Einfluß westlicher 
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Entwicklungsmodelle auf die Dritte Welt zu analysieren. Der Titel 
der Serie: Im Namen des Fortschritts." (Gordian Troeller und Marie- 
Claude Deffarge) 


Nach dieser Reihe haben sich Troeller/Deffarge dem Thema Frauen 
der Welt zugewandt (12 Teile), jetzt beschäftigt sich Gordian Troeller 
(Marie-Claude Deffarge ist 1984 gestorben) mit dem Thema Kinder 
der Welt. Der erste Film dieser Serie hat Wirbel verursacht, massiven 
Protest der katholischen Kirche zur Folge gehabt - und für Gordian 
Troeller droht jetzt die politische Zensur, die Fortsetzung der 
Reihe ist gefährdet. 

Denn ihrer ist das Himmelreich - so der Titel des Films - stellt 
"Betrachtungen über unseren Kindheitsbegriff am Beispiel zivilisierter 
Indianer" an, u.a. an dem der Ayoreos in Bolivien: Die patriarcha- 
lische Zweiteilung der Menschheit in Herrscher und Beherrschte 
findet sich u.a. wieder in der Trennung in eine Welt der Kinder 
und eine der Erwachsenen, in eine "Erste" und eine "Dritte" Welt. 
Beide implizieren einen Status von Un- bzw. Uhnterentwickeltheit, 
dem mit Erziehungsmaßnahmen begegnet werden müsse - an deren 
Anfang wie Ende faktisch aber nichts anderes steht als Unterwerfung 
des Schwächeren unter den Stärkeren. 

Am Beispiel der Ayoreos werden die Rolle der katholischen Kirche 
und ihre Missionsarbeit konkret und exemplarisch kritisiert - mit 
der Konsequenz der möglichen Absetzung der Reihe durch kirchlichen 
Druck. Das hieße weiterer Abbau eines (noch) politischen Teils 
des öffentlich-rechtlichen Fernsehens, konkreter Verlust eines 
Stücks Pressefreiheit. 


Dem möchte die HMedienoperative etwas entgegensetzen: Nach 
Sonderveranstaltungen im Dezember 84 zeigen wir im Januar/Februar 
85 die vollständige Reihe Im Namen des Fortschritts, begleitet 
von anderen Unterstützungsaktionen für die Arbeit von Troeller/Def- 
farge. 

Die” Serie thematisiert in 16 Filmen (je 45 Minuten) Fragen der 
Industrialisierung, der Ausbildung, der Medizin, der Ausbeutung 
von Bodenschätzen etc., jeweils einerseits konkret die Situation 
eines einzelnen Landes betrachtend (vorwiegend Afrika und Nahost), 
andererseits gleichzeitig abstrakt-analytisch das westliche Verständnis 
von Entwicklungs'hilfe" reflektierend. 

Gerade hier liegt die Stärke der Filme von Troeller/Deffarge: 
Sie sind stets genau informierende Berichte zu einzelnen Ländern 
sowie Schwerpunkten von Entwicklungshilfe, gleichzeitig aber auch 
klare Analysen von Wirtschafts- und Herrschaftsstrukturen - mithin 
also geeignet für die Arbeit von Gruppen und Initiativen über die 
einzelnen Länder hinaus. (Nähere Informationen zu Im Namen des 
Fortschritts ab Januar in der MOB) 


Die Vorführung dieser Reihe bildet den Auftakt für einen neuen 
Schwerpunkt der Arbeit der Medienoperative: Wir werden in Zukunft 
regelmäßig anspruchsvolle politische Dokumentarfilme zeigen, 
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die an anderer Stelle keinen Vorführort finden - egal ob Videos 
oder I6mm-Filme. Dabei streben wir eine Kooperation mit solchen 
Gruppen an, für deren Arbeit die hier gezeigten Filme wichtig 
sind; sei es, um neue Filme bekannt zu machen, oder sei es, um 
Vorführmöglichkeiten (etwa in Zusammenhang mit Aktionstagen) 
anzubieten. Darüberhinaus können wir im Hinblick auf Filmeinsatz 
beraten, auf andere Verleihe verweisen - das Angebot soll im Laufe 
der Zeit wachsen. 


Wer Genaueres dazu wissen möchte, setze sich mit uns in Verbindung: 
Medienoperative, Pallasstr. 8/9. 1000 Berlin 30, Tel. 215 22 22 
Öffnungszeit werktags 16 - 17 Uhr, Telefon 15 - 17. Vorherige 
Termin-Absprache ist sinnvoll. Hinweise auf alle Veranstaltungen 
finden sich regelmäßig zumindest in taz und zitty. 

(Michael Kwella) 
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SOLIDARITÄT 


Die Zeitung BARRICADA braucht 
unsere Solidarität 


Das offizielle Presseorgan der Frente Sandinista de Liberacion 
Nacional bekommt den Druck des 1JS-Imperialismus schmerzlich 
zu spüren: Angesichts der sich verschlechternden wirtschaft- 
lichen Lage sah sich die nicaraguanische Regierung u.a. ge- 
zwungen, die Zuteilung der Devisen neu vorzunehmen und 
dabei dem Verteidigungsbereich und dem produktiven Sektor, 
insbesondere der Landwirtschaft Priorität einzuräumen, Andere 
Bereiche mußten zurückstecken. So wurde beispielsweise die 
Devisenzuteilung für die Tageszeitung BARRICADA und die 
wöchentliche Auslandsausgabe BARRICADA INTERNACIONAL re- 
duziert. Diese Maßnahme stellt beide Zeitungen vor große Pro- 
bleme, da die für ihre Herstellung benötigten Materialien 
fast vollständig aus dem Ausland importiert werden müssen. 
Das Erscheinen der wöchentlichen Kultur- und Sportbeilage 
der BARRICADA mußte bereits eingestellt werden. 


In dieser schwierigen Situation hat die BARRICADA INTERNA- 
CIONAL kürzlich in mehreren dringenden Appellen Solidaritäts- 
gruppen und andere Organisationen, die mit der nicaragua- 
nischen Revolution sympathisieren, um materielle Hilfe gebe- 
ten. 


Da die BARRICADA INTERNACIONAL auch eine wichtige Informa- 
tionsquelle für die Solidaritätsarbeit im Ausland ist, haben 
Bremer DGB-Gewerkschaften folgendes Spendenkonto eingerichtet: 


Konto Nr. 1096 949 300 bei der 
Bank für Gemeinwirtschaft Bremen 
(BLZ 290 101 11) 
Stichwort: BARRICADA-Solidarität 


Wer demnächst nach Nicaragua fliegt und noch ein bißchen 
Platz im Koffer hat, melde sich doch bitte beim 

CON-Vertrieb, Westerdeich 38, 2800 Bremen, Tel. 0421-540012 
Auch 'Kleinigkeiten' wie Tesafilm, Filzstifte usw. werden 
dringend benötigt! 


Wer ein Abonnement der BARRICADA INTERNACIONAL bestellen 
möchte, findet einen Bestellcoupon auf der hinteren Umschlag- 
seite dieses Heftes. 


1 EP ERTEEINEERTEESEHHEHENFEBENRE 
REZENSIONEN 


Wirtschaftskatastrophe und 
politische Demokratie 


Zwei Entwicklungen Scheinen in den letzten Jahren in Lateinamerika 
fast beziehungslos nebeneinander herzulaufen: der Kampf um die poli- 
tische Demokratie und die sich ständig verschlimmernde Wirtschafts- 
krise, Diese beiden Entwicklungen thematisiert das neue Jahrbuch 
Lateinamerika - Analysen und Berichte" mit dem Untertitel "Volks- 
souveränität und Staatsschuld", 


Der einleitende Artikel von Urs Müller-Plantenberg formuliert das 
Problem: "Die Spielregeln der formalen Demokratie erfahren eine neue 
Wertschätzung bei den Massen der Bevölkerung ausgerechnet in dem Mo- 
ment, in dem die Auswirkungen einer ebenfalls beispiellosen Wirt- 
schaftskrise diese Massen in Gestalt von Arbeitslosigkeit, Infla- 
tion, Lohnsenkungen und Hunger in aller Härte treffen. In dieser Si- 
tuation ... richtet sich die massenwirksame Forderung nicht auf eine 
sozioökonomische Transformation der Grundlagen der Gesellschaft, die 
solche Krisen hervorbringt, sondern auf eine Änderung der politi- 
schen Struktur ..."Vor allem an den Beispielen Chile und Argentinien 
zeigt er, wie gerade der Zusammenhang von Wirtschaftspolitik und 
Mißachtung der Volkssouveränität durch die Militärdiktaturen zu die- 
ser Neubewertung der formalen Demokratie als Grundlage für eine Än- 
derung der Wirtschaftspolitik geführt hat, 


In Argentinien, in dem seit Jahrzehnten immer nur instabile Regie- 
rungen - zivile oder militärische - die Spielregeln der Demokratie 
nicht ernst nahmen, wenn es um die eigene Macht ging, hat die all- 
gemeine Neubewertung der Demokratie einen solchen Stellenwert er- 
reicht, daß argentinische Wissenschaftler von einer "demokratischen 
Ideologie" sprechen. Der argentinische Soziologe Nestor d'Alessio 
greift in seinem langen Aufsatz das Problem des Widerspruchs zwi- 
schen politischer und sozialer Demokratie auf, die mit zwei unter- 
schiedlichen politischen Parteien, den Radikalen und den Peronisten, 
identifiziert sind, was einer der Gründe für die politische Instabi- 
lität ist. Nach einer historischen Darstellung, die leider wenig 
neue und orginelle Hypothesen bringt, formuliert er die Hoffnung auf 
eine Stabilisierung der Demokratie durch den "Alfonsinismus": "So 
wie der Radikalismus mit dem allgemeinen und geheimen Wahlrecht in 
Verbindung gebracht wird, das die politische Einbeziehung breiter 
Teile der Bevölkerung ermöglichte, so war der Peronismus das Instru- 
ment zur Verwirklichung sozialer Rechte. Eine Synthese beider wäre 
nicht die schlechteste der denkbaren Utopien, auch für die Linke." 
0b allerdings Alfonsin als integrierender deus ex machina tatsächlich 
geeignet ist, ob diese Integration vor allem nicht nur an seiner Per- 
son hinge, muß noch bezweifelt werden. 
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In Bolivien stellt die Central Obrera Boliviana (COB) ein besonde- 
res Element im politischen System dar: Sie ist mehr als nur ein 
Gewerkschaftsdachverband nach europäischen Maßstäben; sie fordert 
eine Regierungsbeteiligung, und gleichzeitig finden in ihr - so der 
Artikel von Klaus Meschkat und sein Interview mit Silvia Rivera 
Cusiquanqui - demokratische Prozesse statt, die von der indianisch- 
bäuerlichen Tradition des andinen Hochlands beeinflußt sind. Leider 
hat es der Autor versäumt, diese positive Wertung der "Demokratie 
der Produzenten" auf ihren realen Stellenwert innerhalb der COB und 
der bolivianischen Gesellschaft hin zu untersuchen und einzuordnen, 
Für die Rezensentin, die wenig über Bolivien weiß, fallen so die 
Berichte über die reale Politik der COB und ihres Führers Lechin 
mit den Informationen des Interviews auseinander. 


Auch für große Teile der Solidaritätsbewegung begann - und endete 
bald wieder - die Beschäftigung mit Grenada mit der US-Invasion, 
Die Notwendigkeit, die ideologischen und praktisch-politischen Hin- 
tergründe des Putsches und der Ermordung von Maurice Bishop zu ver- 
stehen und zu diskutieren, wurde von der Notwendigkeit der Solida- 
rität mit den Opfern der Invasion schnell verdrängt. In einem nach- 
denklichen und zum Nachdenken anregenden Essay greift Claudia von 
Braunmühl noch einmal die Erfahrungen der Revolution des New Jewel 
Movements auf und fordert uns zurecht auf, über die Informations- 
arbeit hinaus vor allem VERSTEHENSARBEIT zu leisten. 


Die Probleme einer revolutionären Bewegung an der Macht will auch 
der Nicaragua-Artikel des nicaraguanischen Wissenschaftlers Corag- 
gio behandeln, Leider bewegt sich der außerordentlich langweilige 
Aufsatz auf der Ebene offiziös wirkender Verlautbarungen, Die Lan- 
geweile verwandelt sich in Ärger, wenn er allzu problem-bewußtlos 
die Erziehungsaufgaben der Avantgarde FSLN gegenüber dem nicaragua- 
nischen Volk darstellt. Offensichtlich waren sich die Herausgeber 
des Jahrbuchs dieser Schwäche bewußt, da sie dem Artikel einen 
kritischen Kommentar der Historikerin Mechthild Jungehülsing gegen- 
überstellten, die die Probleme der demokratischen Entwicklung sach- 
kundig darstellt. Trotzdem ist nicht einsichtig, warum der Corag- 
gio-Aufsatz Überhaupt gedruckt werden mußte. Gibt es in Nicaragua 
wirklich keine bessere Analyse über die Probleme von Revolution 

und Demokratie? 


Der einzige Artikel des Bandes, der sich explizit und ausführlich 
mit der Verschuldungskrise beschäftigt, vergleicht die Verschul- 
dungsstrategien von Mexico und Argentinien, also zweier Länder, bei 
denen die Erklärung des Ulpreis-Schocks nicht greift. Michael Ehrke 
kritisiert die herkömmlichen Erklärungen der Verschuldung und stellt 
die Hypothese auf, daß sie in Mexico und Argentinien folgt aus 
einer Gewichtsverschiebung innerhalb der lokalen Wirtschaften zu- 
gunsten des Finanzsystems sowie einer engen Verknüpfung desselben 
mit internationalen Kapital- und Kreditbewegungen. Sie folgte in 
beiden Ländern einer Politik, die objektiv darauf hinauslief, die 
Nachfrage nach internatinnalen Krediten ohne ausreichende realwirt- 
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SM u SD lan den a ee ne nl a pn m pn rer ae; 
schaftliche Deckung zu steigern." Ehrke kommt zu der düsteren 
Prognose, daß der abhängige Kapitalismus ein neues Gesicht bekommt, 
den "Rückzahlungskapitalismus, ein abhängiges Wirtschaftssysten, 
das in erster Linie auf die Rückzahlung von Schulden und Zinsen 
ausgerichtet ist, binnenwirtschaftlich stagniert (von wenigen Ex- 
portsektoren abgesehen), dessen Mittelschichten verarmen und des- 
sen Massen verelenden. 


Die einzelnen Artikel dieses Jahrbuchs mit dem politisch brisanten 
Thema haben sehr unterschiedliches Niveau; insgesamt entsteht der 
Eindruck, daß der Band - von Ausnahmen abgesehen - mehr verspricht 
als er hält. Nicht gerade verbessert wird dieser Eindruck durch 
eine z.T. schlampige Redaktion der einzelnen Artikel: ein sinn- 
entstelTender Übersetzungsfehler (oder nicht korrigierter Tipp- 
fehler) im Argentinienartikel und die schlecht lesbare Übersetzung 
des Bolivien-Interviews - hier fragt sich, ob die Interviewform 
besonders sinnvoll ist - sprechen nicht für eine sorgfältige Redak- 
tionsarbeit. Erfreulich ist dagegen die Neuerung, daß die Aufsätze 
mit gut ausgewählten Bildern illustriert wurden. 


Im zweiten Teil des Jahrbuchs finden sich Länderberichte mit den 
wichtigsten Basisdaten und den Entwicklungen im Jahr 1983 zu Brasi- 
lien, Chile, Costa Rica, Dominikanische Republik, EI Salvador, Gua- 
temala, Kuba, Nicaragua, Paraguay und Venezuela. Angesichts des The- 
mas des Buches und der Aktualität ist positiv zu vermerken, daß die- 
sen Einzelberichten eine kurze Übersicht mit vielen statistischen 
Daten über die Wirtschaftskrise in Lateinamerika vorangestellt ist. 
Dieser Bericht vereinfacht den Vergleich zwischen den einzelnen 
Ländern und ist ein nützliches Hilfsmittel zum Nachschlagen. 


Michael Ehrke u.a. (Hrsg.): Lateinamerika - Analysen und Berichte 8 
Volkssouveränität und Staatsschuld. Junius-Verlag, Hamburg 1984 


Vertrauen auf die eigene Kraft 


Selbsthilfe und Kooperation werden zunehmend als Möglichkeit zur 
Überwindung der sozialen Folgen der weltweiten Wirtschaftskrise 
erkannt. Zahlreiche Kollektive und Selbsthilfegruppen entstehen, 
um neue Produktions- und Lebensformen auszuprobieren und um unab- 
hängig von der Hilfe des Staates oder etablierter Organisationen 
zu sein. 


Doch die Idee der Genossenschaften ist keine Erfindung der neuen 
sozialen Bewegung, sondern knüpft an die Tradition der europäi- 

schen Arbeiterbewegung und bereits der vorindustriellen europäi- 
schen Gesellschaften, in Dorfgemeinschaften, Zünften und Gilden 

an. Auch bei vielen Naturvölkern finden sich genossenschaftliche 
Organisationsformen, 
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Viele der unabhängig gewordenen Staaten und die meisten der Be- 
freiungsbewegungen stzen in ihrem Entwicklungsprogramm auf Koope- 
rativen, um eine Verbesserung der ökonomischen und sozialen Situ- 
ation der ländlichen Bevölkerung zu erreichen. Auch zahlreiche 
Staatliche Agrarreformprogramme gründen sich auf die Idee der Koo- 
perativen. Doch bei "Selbsthilfe" von "oben" besteht oft die Ge- 
fahr der Benutzung als Instrument zur Disziplinierung, Ausbeutung 
und Unterdrückung der Armen, denn als Verbesserung deren ökonomi- 
schen und sozialen Situation, 


Selbsthilfeorganisationen, die sich von "unten", ohne die Hilfe 
des Staates und oft sogar gegen seinen Willen bilden, können eine 
"subversive" Kraft entwicklen, indem die Betroffenen lernen, ihre 
Angelegenheiten selbst in die Hand zu nehmen, sich gegen Unter- 
drückung zu wehren und Vertrauen in die eigene Kraft entsteht. 


In dem Buch "Vertrauen auf die eigene Kraft" - Selbsthilfeprojekte 
und Kooperativen in der Dritten Welt, das aus einem Projektseminar 
mit Politikstudenten an der FU Berlin entstanden ist, setzen sich 
die Autoren intensiv mit der Problematik der Selbsthilfegruppen 

und Kooperativen in der 3, Welt auseinader: Die Entwicklung der mo- 
dernen Genossenschaftsbewegung seit der Arbeiterbewegung in Europa 
im 19. Jahrhundert ist eine wichtige Hintergrundinformation zum 
Verständnis der Entwicklung der Genossenschaften in der 3. Welt. 
Die Rolle der Selbsthilfe und der Kooperativen sowohl in den Ent- 
wicklungsprogrammen der Regierungen der 3, Welt, als auch in den 
Staatlichen oder nichtstaatlichen Entwicklungsorganisationen, sowie 
Möglichkeiten der Vereinbarung ihrer Ziele der Modernisierung durch 
den Einsatz von Kooperativen werden untersucht. Sind Genossen- 
schaften neutral oder kapitalistisch oder sozialistisch? Die Frage 
nach dem politischen Charakter der Genossenschaften und dem Ein- 
fluß der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und ihre Instrumen- 
talisierierbarkeit für unterschiedliche Zielsetzungen wird anhand 
zweier konträrer Beispiele aus Chile und Tansania behandelt. Unter 
dem Motto "Kooperativen und Solidarität" geht es um praktische 
Möglichkeiten und Formen kooperativer Zusammenarbeit und Hilfe. 
Verschiedene Organisationen werden vorgestellt, die sich die För- 
derung von Kooperativen und Selbsthilfegruppen in der 3. Welt als 
Ziel gesetzt haben (z.B. europäische Kooperative Longo Mai. Ukume- 
nische Entwicklungsgenossenschaften, Terre des Hommes, Weltfrie- 
densdienst, GEPA etc.), als Möglichkeiten praktischer Solidarität 
mit der 3. Welt. 

Verschiedene Länderbeispiele aus Tansania, Chile, Mexiko, Jordani- 
en, Indien, Türkei u.a. berichten über Entwicklungen von Koppera- 
tiven und Selbsthilfeorganisationen in Dritte-Welt-Ländern. Vor 

dem Hintergrund der jeweiligen politischen, ökonomischen, sozialen 
und historischen Situation wird die Rolle von Kooperativen beleuch- 
tet, deren Erfahrungen, Widersprüche und Probleme geschildert. 


Die Autoren warnen vor einer Überschätzung der Möglichkeiten ge- 
nossenschaftlicher Entwicklung und vor allzu romantischen Vorste]- 
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lungen. Massiv werden Probleme aufgezeigt, die die Entwicklung von 
Kooperativen behindern bzw. zum Scheitern bringen können (z.B. öko- 
nomische Schwierigkeiten, unrealistische oder unterschiedliche Er- 
wartungen, mangelndes Bewußtsein etc.). Dabei spielt auch die Ver- 
schiedenartigkeit der Kooperativen eine wesentliche Rolle: auto- 
no, oder integrativ, rein ökonomisch oder politisch-sozial, poli- 
tisch-neutral oder gesellschaftsverändernd. Sind Kooperativen von 
außen (sei es die eigene Regierung oder institutionalisierte Ent- 
wicklungshilfe) aufgesetzt oder aus den Bedürfnissen der Betroffe- 
nen selbst entstanden? 


Inwieweit nimmt der entscheidende Gedanke der Kooperativen, das 
Prinzip der Selbsthilfe und Selbstbestimmung Raum ein bei Entwick- 
Tungshilfe von "oben"? Gleichberechtigung, Solidarität und gegen- 
seitige Hilfe stellen die Autoren als wesentliche Komponenten zur 
Realisierung der Kooperativen auf: "Vertrauen auf die eigene 
Kraft" ist angesagt. 

Gert-Joachim Glaeßner (Hrsg.): Vertrauen auf die eigene Kraft - 
Selbsthilfeprojekte und Kooperativen in der Dritten Welt, Express 
Edition, 1984 


EINGEGANGENE BÜCHER 


Latin American Bureau: Peru - Paths to Poverty, London 1984, 
130 S. (Bezugsadresse: LAB, 1 Amwell Street, London ECIR UL) 


Arbeitskreis Uruguay: Uruguay - Ein Weg zur Demokratie, Frankfurt 
1984, 82 S, (Bezugsadresse: AK Uruguay, Hinter den Ulmen 15, 6000 
Frankfurt/M. 50) 


Jörg Freiberg u.a. (Hrsg.): Drei Welten - eine Umwelt. Materialien 
einer Tagung über BÖkologie und Dritte Welt, Saarbrücken - Fort 
Lauderdale 1984, 322 S., Breitenbach-Verlag 


M. von Hauff, B. Pfister-Gaspary (Hrsg.): EntwickTungspolitik. 
Probleme, Projektanalysen und Konzeptionen. Saarbrücken - Fort 
Lauderdale 1984, 252 S., Breitenbach-Verlag 


Carlos Barrenechea: Bundesrepublik und Chile. Die politischen und 
wirtschaftlichen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland zur 
Republik Chile während der Regierungen Frei, Allende und Pinochet. 
Köln 1984, 320 S., Pahl Rugenstein Hochschulschriften 176 
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Termine 


"Rüstungsexport - ein Mittel zur Entwicklungspolitik?" Seminar 
zur Referentenfortbildung vom 12. 2. - 15. 2. 1985 in 
5303 Bornheim Walberberg 

Veranstalter: BUKO in Zusammenarbeit mit Publik-Forum 
Anmeldung und nähere Information bei der 
BUKO-Koordinationsstelle "Stoppt den Rüstungsexport!" 
Buchtstr. 14/15, 2800 Bremen 1, Tel.: 0421/326045 


Entwicklungspolitisches Symposium: EI Salvador und Nicaragua 
im Vergleich am 21./22. 1. 85 in Köln 

Veranstalter: terre des hommes, medico international, Christ- 
liche Initiative El Salvador, Eirene 

Anmeldung und nähere Information bei 

Entwicklungspolitisches Symposium 

Albert Recknagel, Strootbachweg 12, 4530 Ibbenbüren 


LATEINAMERIKA WOCHE in Nürnberg vom 19. - 26. 1. 1985 

19. 1. 19.30 h: Videofilm '84 "Exilio" mit Walter Mossmann 
Er berichtet über salvadorenische Flücht- 
lingslager in Honduras und bringt "Argumen- 
te mit der Gitarre" 

20. 1. 15.30.h: Film "Tiempo de Audacia" (Die Herausforde- 
rung) 

21. 1. 19.30 h: "Verschuldungskrise in Lateinamerika" mit 
Prof. Elmar Altvater (FU-Berlin) 

22. 1. 19.30 h: "Brasilien - Internationale Konzerne und 
nationaler Ausverkauf" mit J. Heinrichs 
(Starnberger Institut) 

23. 1. 19.30 h: "Das Geschäft mit der Rüstung" Rüstungsex- 
port und -produktion der BRD, mit Uli Jäger 
(Verein Friedenspädagogik / Tübingen) 

24. 1. 19.30 h: "Theologie der Befreiung" mit Prof. Zwiefel- 
hofer (Jesuiten-Hochschule / München) 

25. 1. 19.30 h: "Chile - 11 Jahre Diktatur" mit einem Vertre- 
ter des Infobüros-Chile in Bremen 
It! Ort: KOMM, Königstr. 93 !!! 

26. 1. "Garneval America Latina" mit der Salsa- 
Gruppe "Candela" 


Außer der Chile-Veranstaltung am 25. 1. finden alle Veran- 
staltungen im Heilig-Geist-Saal, Hans-Sachs-Platz 2 statt. 


Veranstalter: Lateinamerika-Komitee Nürnberg und Evangeli- 
Evangelische Studentengemeinde 
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Zeitschriftenschau 


ila-info Nr. 81, Nov./Dez. 1984 Römerstr. 88 5300 Bonn 1 
Schwerpunktthema: Agrargiftmafia in Brasilien / Kritik der wissenschaftlichen 
und ökonomischen Begründung des chemischen Pflanzenschutzes j 

Berichte und Hintergründe: Wir Campesinos sind wie Blätter im Wind (ein chileni- 
sches Dorf vor 11 Jahren und heute) / Grenada vor der Wahl / Ihre Gesundheit 
soll etwas sein, das sie selbst in die Hand nehmen (aus den befreiten Gebieten 
El Salvadors) 

Ländernachrichten: Brasilien: Bergbau frißt weitere Indianergebiete / Chile: 
Pinochet verschärft den Terror / El Salvador: Droht die Invasion? / Nicaragua: 
Vorläufiges Ergebnis der Wahlen 

Solidaritätsbewegung: Mittelamerikademonstration am 3. Il. in Bonn / Der antiin- 
perialistische Block war ein Fehler (Thesen, Reden und Selbstkritik) / Nachruf: 
Enrique Schmidt / Wo bleibt die Verurteilung der Hintermänner / Bonner Angriffe 
auf den DED 


SAGO Nr. 50 Forsterstr. 41, 1000 Berlin 36 
Siles! Präsidentschaft am Ende: Der VI. Kongreß der küB - Der Fall Otazo - Der 
Hungerstreik des Präsidenten - Eigenmächtige Wunscherfüllung - Die Gewalt nimmt 
zu - Die Fortsetzung des Krisenzickzacks / Interview mit Walter Degadillo, COB- 
Generalsekretär / Noch einmal: Alt-Nazi Klaus Barbie 


FORUM entwicklungspolitischer Aktionsgruppen Nr. 85 

Ruhrstr, 14, 4040 Neuss 21 
Dritte Welt Haus Bremen: Wer hat uns verraten? Sozialdemokraten! / Gehet hin 
in alle Welt: Gedanken gegen eine Unterstützung von Projekten / Umweltprobleme 
und Umweltschutzbewegungen in der Dritten Welt: Beispiel Brasilien / Interview 
nit M. Molife, Black Women Unite / Buko-KA-Protokoll v. 5.-7.10. / Ohne Moos 
nix los / Pharma-Brief / Agro-Brief 


PERIPHERIE Nr, 17 Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 
Kleinbauern und Agrarentwicklung: U. Hoering: Indien: Operation Flood / C. Sepül- 
veda: Nicaragua: Agrarkapitalismus, Weltmarktintegration und Staat in einer Über- 
gangsökonomie / Ch. Sigrist: Die soziale Rolle der technischen Kader in der länd- 
lichen Entwicklung / K. Kamppeter: Marginalität in der BRD. Zur sozialen Lage 
der kleinbäuerlichen Bevölkerung / J. Ensignia: Chile: Der gewerkschaftliche 
Widerstand und der Kampf für die Demokratie. 


MITTELAMERIKA MAGAZIN Nr. 42, Okt. 84 

Königsweg 7, 2300 Kiel 1 
Medizin in Hicaragua: Gesundheit für alle - 5 Jahre Gesundheitssystem / Unterwegs 
mit einer Impfbrigade / medico international: Das Projekt Rio San Juan / Arznei- 
mittelproduktion: Kein Ende der Abhängigkeit / Psychiatrie: "Alle sind wir wunder- 
bar, aber auch verrückt!" 
Medizin in El Salvador: Medizinische Betreuung im Krieg / Der Traum von der Be- 
freiung - Aufbau eines Gesundheitswesens in den befreiten Gebieten / Jede erfolg- 
reiche Ernte schützt vor Krankheiten - Aufbau des neuen Gesundheitswesens / medi- 
co international: Medizinische Notversorgung in Mittelamerika 
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Informationsdienst südliches Afrika Nr. 7, Nov. 1984 

issa, Blücherstr. 14, 5300 Bonn 1 
Schwerpunkt: Homelands in Südafrika: Programmiertes Elend / Daten, Zahlen, Fakten 
/ Dezentralisierung / Ausverkauf: Investitionen in den Homelands / "Repräsen- 
tanz der Republik Bophuthatswana für die Bundesrepublik Deutschland" / Österreich 
und die Transkei / Südafrika: Das Land unregierbar machen: Wahlboykott, Schüler- 
proteste und Aufstände / In den Townships wächst der Zorn / Legal, illegal 
geschossen wird doch: Bergarbeiterstreik in Südafrika / Manche "Asbest-Opfer' 
sind noch jung / Mosambik: Vom Richter zum Henker: Erste Einschätzung der "Dekla- 
ration von Pretoria" / Zimbabwe: Auf den Weg zum Einparteienstaat / Wer will 
welche Einheit? (Interview mit #W. Musarurwa, ZAPU) / Südliches Afrika: Grüne 
Bewegung in den Frontstaaten: ein Reisebericht / Londoner Nanibia-Konferenz 


links Nr. 177, Dez. 84 Postfach 591, 6050 Offenbach 4 
Nicaragua: "Die ersten freien Wahlen unserer Geschichte" / Wahlen und Interven- 
tion / Schwarz-rotes Gold für El Salvador / Herzogs Assoziationen / Von Kien 
bis Managua 


epd-Entwicklungspolitik Nr. 22/84 

Friedrichstr. 2-6, 6000 Frankfurt 17 
"Beschäftigungswirksamkeit" oder Entwicklungspolitik / 3.Welt im Spiegel entwick- 
lungspolitischer PR / Französische Intellektuelle rechnen nit der 3.Welt-Begei- 
sterung von einst ab 


Sozialdemokratie 
und Lateinamerika 


herausgegeben vom 


FDCL 


Forschungs- und Dokumentationszentrum 
Chile- Lateinamerika e.V.. Berlin 


Inhalt: Teil 1 Politik und Geschichte: Tilman Evers: Westdeutsche 
Sozialdemokratie in Lateinamerika, Stefan Saarbach: Aktuelle Latein- 
amerika-Politik der SPD. Frieda Jering: Sozialistische Internationale. 
Fernando Mires: Haya de la Torre und der Populismus, Mantred 
Kahler:, Geschichte der deutschen Sozialdemokratie. Teil 2 Län- 
derstudien: Nikolaus Solis &.. Manuel Rojas B.; Costa Rıca, Luiz Ramalho: 
Brasilien. Wolfgang Heuer: Bolivien. Norbert Ahrens, Hugo Calderon Jaime 
Ensigna: Chile. Anhang: Mitglieder der SI. Chronologie, Quellenangaben 


+16 Seiten. DM 29,80 


ISBN 3-923020.02-5 „Ar“ 


Verlag edition FDCL 3 4. 1982 ar 
Vertrieb LN:Vertrieb, Im Mehrinehof, Gneisenaustr. 2. 1 Berlin 61 % 


Spendenaufruf 


FRAUENRECHTSHILFEBÜRO 
IN MANAGUA / NICARAGUA 


Eklatante Diskriminierungen der Frauen wer- 
den durch die Revolution alleine nicht ge- 
löst. Auch gesetzliches Unrecht verschwin- 
det nicht von heute auf morgen, so wie neue 
Gesetze allein nicht die Gleichberechtigung 
der Frau garantieren. Sie müssen auch an- 
gewendet werden. 


Die OFICINA LEGAL DE LA MUJER unter- 
stützt die nicaraguanische Frau bei der 
Durchsetzung ihrer Rechtsansprüche (Ehe-, 
Familien-, Adoptions-, Scheidungsrecht, Ali- 
mentenregelung). 


Für den Ausbau des Projektes, um mehr 
Frauen in allen Landesteilen über ihre Rech- 
te aufzuklären und zu unterstützen, Ist das 
Frauenrechtshilfebüro in Managua auf inter- 
nationale Unterstützung angewiesen. 


Spendenkonto: 

Konto-Nr. 118114263 

M. Müller, Städtische Sparkasse Göttingen 
BLZ 26050001 

Stichwort: Rechtshilfebüro 


Näheres bei:_M. Müller, 
Kreuzbergring 81, 3400 Göttingen 


Praktische "3.-Welt"-Arbeit in internationalen Freiwilligendiensten des 


SERVICE CIVIL INTERNATIONAL —- Deutscher Zweig 


Der SCI sucht für Sommer 


1985 


1. ."3.-Welt'"-Solidaritätsgruppen, 
Städtepartnerschafts-Initiativen, 
internationales Solidaritätscamp zur materiellen 


tiativen, 
partner in 


öffentlichkeitswirksamen 
Westsahara mit vorbereiten wollen. 


Sri Lanka, 


2. '"3,-Welt"-Aktive 


ihrer Stadt eın 


und 


Unters 


Friedensbewegte, 


tools-for-self-reliance-Ini- 
etc, die als Projekt- 
und 
Namibia, 


(Eine-)Weltläden, 
Jugendänter 


tützung von Partnern, z,B. in Nicaragua, 


die als Campleiter/in bei der Vorberei- 


tung und Durchführung von Workcamps in der Bundesrepublik mitarbeiten wollen. 


3. ."3.-Welt"-Aktive 


und 


Friedensbewegte, 


die an cotwa einmonatigen internationa- 


len Camps der SCI-Zweige und Partnerorganisationen in 


a) Afrika (Ghana, Togo, Sierra Leone, Kamerun, Senegal, Tansaria, Swaziland, 
Lesotho und Botswana) 

b) Asien (Nepal, Indien, Sri Lanka, Bangla Desh) 

c) der Türkei 

d) Lateinamerika (Nicaragua, Bolivien) 

teilnehmen wollen, um in Selbsthilfeprojekten (z.B. Bauarbeiten für Schulen, Ge- 


meindezentren, 


beiten und zu lernen. 


landwirtschaftliche 


Arbeiten zur Erosionsbekämpfung etc} mitruar- 


{Orienticrungstreffen, Semi- 


Wegen der notwendigen längerfristigen Vorbereitung 

nare) umgehend anfragen bei Wolfgang (zu 1.), Karin (zu 2.) oder Werner (zu 3.) 
im SC1-Büro, Rlücherstr. 14, 5300 Bonn 1, Tel.: 0228/2120867/7 

Das allgemeine Sommerprogramm 10985 mit etwa 300 Workcanps in West- und Osteuropa 


sowie Nordamerika 


ist 


ebenfalls 


im Büro für DM 1,50 Rückporto ab April erhältlich. 


EN NICARAGUA, 
SENORES, LE 


PEGARA ELRATON | 
AL GATO | 


_EL PARCIAL | 


L PARCIAL - Heft 4 (Dezember 1984) | 


ieses Heft, das die verschiedenen Aspekte 
der US-Aggression gegen Nicaragua behandelt, 
umfaßt 142 Seiten, davon 119 Pressedokumen- 
tation. Die Texte sind ganz Überwiegend auf 
Spanisch, wobei vor allem Publikationen aus 
Mexiko, Nicaragua und Guatemala berücksich-" 
tigt wurden; daneben wurden auch Quellen in 
deutscher und englischer Sprache aufgenom- 
men. 


Inhaltliche Gliederung: Mittelamerika als Ziel 
der Interventia »spolitik/Diplomatische Fines- 
sen zur Behandlung der Rebellen im "Hinter- 
hof"/Die ideologische Aggression gegen die 
sandinistische Revolution/Wie eine Diffamie- 
rungskampagne fabriziert wird: der angebliche 
Antisemitismus der Sandinisten/ Die Wirt- 
schaftsblockade: Kreditsperre bei Internationa- 
len Finanzinstitutionen, Bananenkrieg, Kürzung 
der Zuckerquote/"'Verdeckter Krieg" und Vor- 
bereitung der direkten militärischen Interven- 
tion. 


Das Heft kostet lo,00 DM + Porto und ist zu 


beziehen über Doris Hermes, Kielortallee 4, 
2000 Hamburg 13. 


UNA DOCUMENTACION DE PRENSA 


Diciembre de 1984 14 
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